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Einleitung

Globale Krisen – infolge der Pandemie, Kriege, Energieversorgung und des Klimawandels – beeinflussen 
gegenwärtig Routinen und Handlungsweisen in allen gesellschaftlichen Bereichen. Was bisher funktioniert 
hat, greift nicht mehr. Sie müssen angepasst werden oder Platz für Neues machen. Ronald Lutz spricht in 
diesem Zusammenhang von einer „aufklärenden Wirkung von Krisen“ (Lutz 2021, S. 25), welche es erfor-
derlich macht, gewohnte Arbeitsabläufe zu hinterfragen und Entwicklungsprozesse zu beschleunigen. Die 
aufklärende Wirkung zeigt sich auch im Bereich der kommunalen Planung. Die Planung – insbesondere die 
Sozialplanung – wurde in den letzten Jahren und Monaten vor neue Herausforderungen gestellt. Hieraus 
ergibt sich ein Gelegenheitsfenster für kreative Lösungsansätze. 

Die vorliegende Studie „Zukunft der kommunalen Planung – Lernen aus Krise(n)“ wurde im Jahr 2021 vom 
Institut für kommunale Planung und Entwicklung, An-Institut der Fachhochschule Erfurt (IKPE), in einem 
mehrstufigen beteiligungsorientierten Forschungsprozess mit den Thüringer Fach- und Sozialplaner*innen 
durchgeführt. Die Intention dieser Studie war es, auf Grundlage einer Beschreibung des Ist-Zustands und 
aktuell bestehender Entwicklungen in Thüringen, mehrdimensionale und praxisorientierte Ableitungen für 
zukünftige Entwicklungen in der kommunalen Planung zu treffen. Verbunden mit dem Ziel, Sozialplanung 
krisenfest zu etablieren und ihre Resilienzfähigkeit zu stärken.

Die Untersuchung knüpft an die Ergebnisse der Vorgängerstudie „Corona-Pandemie als kommunale Heraus-
forderung“ (Kretzschmar et al. 2020) an, wobei die erzielten Ergebnisse aus den drei Umfragephasen durch 
das Organisationswissen des IKPE kontextualisiert werden. Aufbauend auf der jahrelangen Begleitung der 
Thüringer Landkreise und kreisfreien Städte im Rahmen diverser Förderprogramme, vertrauensvollen Koope-
rationen mit den kommunalen Akteur*innen und der Tätigkeit in verschiedenen bundesweiten Netzwerken 
verfügt das IKPE über umfangreiches Erfahrungswissen zur Untersetzung der vorliegenden Ergebnisse. 

Seit der Gründung im Jahr 2014 verfolgt das IKPE das Ziel, die Thüringer Gebietskörperschaften beim Aufbau 
von integrierten strategischen Planungsstrukturen mit regionalspezifischen und vielfältigen Angeboten zu 
unterstützen und diese weiterzuentwickeln. Mithilfe der Förderung des Europäischen Sozialfond (ESF) und 
des Freistaats, insbesondere des Thüringer Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 
(TMASGFF) und des Thüringer Ministeriums für Migration, Justiz und Verbraucherschutz (TMMJV), konnten in 
Thüringen flächendeckend kommunale Konzepte und Strategien etabliert werden. Hinzu zählen die Strategie 
zur Prävention und Bekämpfung von Armutslagen der Bevölkerung (lokale Armutspräventionsstrategien), 
zur Integration von (Neu-)Zugewanderten (Thüringer Initiative für lokales Integrationsmanagement in den 
Kommunen – ThILIK) und zu lokaler Familienförderung (Landesprogramm „Solidarisches Zusammenleben 
der Generationen“ –  LSZ).

1
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An dieser Stelle möchten wir allen an der Studie beteiligten Personen unseren Dank ausspre-
chen. Wir bedanken uns bei den Thüringer Landkreisen und kreisfreien Städten, insbesondere 
den Planungskoordinator*innen, Integrationsmanager*innen und LSZ-Planer*innen sowie 
den Fachplaner*innen aus den Bereichen Jugendhilfe, Bildung und Gesundheit für ihre aktive 
Teilnahme an der Studie. 

Unser Dank gilt ebenso den kommunalen Führungskräften aus dem Feld der Sozialplanung, 
die sich aktiv in die Interpretation der Erkenntnisse und Formulierung möglicher Ableitungen 
eingebracht haben. 

Des Weiteren bedanken wir uns beim Thüringer Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, 
Frauen und Familie (TMASGFF), der Landesvereinigung für Gesundheitsförderung Thüringen e. V. –
AGETHUR und der Transferagentur Mitteldeutschland für Kommunales Bildungsmanagement – 
TransMit, die in der Ansprache der kommunalen Fachplanungen unterstützt haben.
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Ausgangslage  
und methodisches Vorgehen 

2.1 Sozialplanungsstrukturen in Thüringen

Im Vergleich mit den Planungsstrukturen anderer Bundesländer (z. B. in Nordrhein-Westfalen) ist die integrierte Sozialplanung 
in Thüringen ein verhältnismäßig junges Feld. Im Jahr 2015 hat der Freistaat Thüringen unter Nutzung von Fördergeldern des 
Europäischen Sozialfonds (ESF) eine Armutspräventionsrichtlinie (Thüringer Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, 
Frauen und Familie 2020) erarbeitet, mit dem Ziel die Gebietskörperschaften bei der Prävention bzw. Bekämpfung von Armut 
zu unterstützen. In der Richtlinie ist erstmalig eine Strukturförderung für die Landkreise und kreisfreien Städte in Thüringen 
verankert. Es wurden Mittel zur Einstellung der Planungskoordinator*innen (PKO) und der Integrationsmanager*innen1 
bereitgestellt. Die Förderung war mit der Auflage verbunden, ein kommunalspezifisches, integriertes und fachvernetzendes 
Konzept zu entwickeln.

1  Bis 2018 wurden die Stellen über Mittel des ESF und des Freistaats Thüringen gefördert (auf Grundlage der Armutspräventionsrichtlinie).  
Danach fand die Förderung ausschließlich aus Mitteln des Freistaats Thüringen statt.

Kein Beschluss
Integrationskonzept beschlossen
Armutspräventionsstrategie +Integrationskonzept beschlossen
Armutspräventionsstrategie beschlossen
Armutspräventionsstrategie Beschluss Ende 2022 (geplant)
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ABBILDUNG 1 |	 BESCHLOSSENE ARMUTSPRÄVENTIONSSTRATEGIEN UND 
	 INTEGRATIONSKONZEPTE (STAND 12.2021)

2

6 IKPE | Institut für kommunale Planung und Entwicklung e. V.

IKPE | Zukunft der kommunalen Planung – Lernen aus Krise(n). 



Zum Stand 12/2021 wurden insgesamt 15 kommunale Armutspräventionsstrategien und 14 Integrationskonzepte erstellt und 
politisch legitimiert (vgl. Abbildung 1). In einer Umfrage des TMASGFF zeigte sich, dass in 14 von 22 Thüringer Gebietskör-
perschaften Planungskoordinator*innen angestellt wurden (davon neun unbefristet). Zum Zeitpunkt der Abfrage verfügten 
sieben der elf geförderten Integrationsmanager*innen über einen unbefristeten Arbeitsvertrag (Schüler 2022).

Das LSZ ist in der Thüringenkarte nicht extra dargestellt. Das Landesprogramm zur lokalen Familienförderung ist gesetzlich 
verankert und wird mittlerweile in allen Thüringer Gebietskörperschaften umgesetzt. Es wurde 2019 nach einer einjährigen 
Modellphase flächendeckend in allen Thüringer Gebietskörperschaften eingeführt. Die Kommunalverwaltungen erhalten eine 
Landesförderung zum Auf- bzw. Ausbau von Planungsgrundlagen sowie für die Entwicklung, Anpassung und Umsetzung von 
bedarfsgerechten Angeboten und Maßnahmen der örtlichen Familienförderung. Die fachspezifische integrierte Sozialplanung 
bildet die Grundlage des Programms. In Bezug auf die Planungsprozesse, die sich an dem Konzept des Planungskreislaufs 
(Reichwein et al. 2011) und der Netzwerkarbeit orientieren, ergänzen sich das LSZ und die Armutsprävention in Thüringen. 
Aus diesem Grund werden in der nachfolgenden Auswertung die Planungskoordinator*innen, die LSZ-Planer*innen und die 
Integrationsmanager*innen unter dem Begriff der Sozialplaner*innen gemeinsam betrachtet (siehe Kapitel 2.3). 

Ein Gesamtblick auf die Sozialplanungsstrukturen in Thüringen zeigt, dass sich in den Jahren seit Beginn der Förderung der 
integrierten Sozialplanung durch den ESF eine „breite Planungslandschaft entwickelt [hat], die Fachplanungen etwa in der 
Kinder- und Jugendhilfe oder der Familienarbeit stärkt, die integrierende Aspekte über die klassischen versäulten Strukturen 
von Verwaltung hinaus einführte und strategisch darauf angelegt ist, langfristig gestaltend Veränderungsprozesse bei den 
Bedarfen der Menschen und in der Angebotsentwicklung für die Bereiche Bildung, Soziales und Gesundheit zu begleiten“ 
(Fischer/Michelfeit 2020, S. 6). 

Neben der gesetzlich verankerten Jugendhilfeplanung hat sich die Fachplanung in den Thüringer Gebietskörperschaften ausdif-
ferenziert. In der Erhebung zu den Planungsstrukturen des TMASGFF (Schüler 2022) wurden zusätzlich zu den oben genannten 
Planungsbereichen folgende weitere kommunale Planungsfelder aufgezeigt, die allerdings nicht flächendeckend bestehen:

Die Planer*innen aus den Bereichen „Gesundheit“, „Jugendhilfe“ und „Bildung“ werden für diese Untersuchung unter dem 
Begriff „Fachplaner*innen“ zusammengefasst. Mit den Sozial- und Fachplaner*innen liegen zwei Vergleichsgruppen innerhalb 
der kommunalen Planung vor. 

•	 Bildungsplanung/-koordinierung/-management 

•	 Gesundheitsförderung/-berichterstattung/  
-koordination/-planung

•	 Psychiatriekoordination 

•	 Regionalplanung 

•	 Frühe Hilfen 

•	 Sozial- und Teilhabeplanung für behinderte Menschen 

•	 Seniorenbeauftragte/Altenhilfeplanung 

•	 Koordination für Suchtprävention

•	 Wirtschaftsförderung
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2.2 Ziele der Studie

Angesichts der Pandemieerfahrungen und den damit einhergehenden Unsicherheiten, aber auch Veränderungschancen, stehen 
kommunale (Planungs-)Akteure vor der Frage nach den Auswirkungen auf 

•	 deren interne und externe Kommunikationsprozesse sowie Netzwerk- und Gremienarbeit, 

•	 die Bedarfsermittlungsprozesse, einschließlich des Zugangs zu Maßnahmenträgern, Adressat*innen  
und deren Bedarfen,

•	 kommunale Planungsprozesse und Planungsstrukturen sowie die Reflexion über die Einflussmöglichkeiten  
kommunaler Planung im politischen Entscheidungsprozess.

Diese Situation zum Anlass nehmend ist die Intention dieser Studie, auf Grundlage einer Beschreibung des Ist-Zustands und 
aktueller Entwicklungen im Bereich der Sozialplanung, mehrdimensionale und praxisorientierte Ableitungen für die Zukunft 
kommunaler Planung in Thüringen zu treffen. Verbunden mit dem Ziel, Faktoren für die Resilienzfähigkeit und Krisenfestigkeit 
von kommunaler Sozialplanung herauszuarbeiten.

Dem Praxisforschungsansatz folgend flossen die Erkenntnisse bereits im Forschungsprozess in die kommunale Beratung und 
Projektarbeit ein. Unterstützt durch die eingesetzten Forschungsmethoden, wurde zudem ein (Selbst-)Reflexionsprozess bei 
den Teilnehmer*innen der Studie angestoßen. Innovative Ideen und neue Möglichkeiten des Planungshandelns sollen auf 
diese Weise hervorgebracht, gemeinsam entwickelt und ins Planungshandeln integriert werden.

2.3 Methodisches Vorgehen

Auf der Basis der langjährigen Begleitung und Beratung der Thüringer Gebietskörperschaften versteht sich die vorliegende 
Studie als „Forschung in und für die Praxis“ (König/Ottmann 2020, o. S.) der kommunalen (Sozial-)Planung. Der Praxisfor-
schungsansatz eignet sich sowohl zur Dokumentation der Praxis als auch zum Ableiten von Erkenntnissen und der Weiter-
entwicklung des Forschungsgegenstands. Mit diesem Vorgehen können konzeptionelle Innovationen, aber auch strukturelle 
Veränderungen im Forschungsgegenstand ermöglicht und gefördert werden. Die Untersuchung bedient drei der fünf für 
Praxisforschung relevanten Perspektiven: Aufklärung, Innovation und Legitimierung. 

Zur Beantwortung der unten genannten forschungsleitenden Fragen wurde ein Mixed-Methods-Forschungsdesign aus quan-
titativen und qualitativen Methoden gewählt, um die Stärken beider Forschungsmethoden zu kombinieren (vgl. u.a. Morse/
Niehaus 2009). 

Die Studie wurde stufenweise und komplementär angelegt (vgl. Abbildung 2), d. h. aufbauend auf den Ergebnissen der je-
weiligen Teilschritte wurden die Analysen in den weiteren Schritten ergänzt und ausgerichtet. Zum Zwecke der explorativen 
Erkenntnisgenerierung wurden die Ergebnisse, die unter dem Einsatz der verschiedenen Forschungsmethoden entstanden 
sind, komplementär genutzt. Dies trägt zum Erkenntnisgewinn, zur Verdichtung von Erkenntnissen sowie zu einem insgesamt 
besseren Verständnis des Forschungsgegenstands bei (vgl. Winkel/Fichten/Großmann 2017, S. 101).
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ABBILDUNG 2 | MIXED-METHODS-FORSCHUNGSDESIGN 

Im ersten Schritt der Untersuchung wurden in Gruppeninterviews (G1 und G2)2 mit den Thüringer Sozialplaner*innen (aus 
den Programmen ARM, ThILIK und LSZ) relevante Themen und Fragestellungen ermittelt. Das Format der Gruppeninterviews 
wurde gewählt, weil sich dieses „besonders gut zur Ideengewinnung und zum explorativen Sondieren von Einstellungen und 
Erwartungen“ (Breitenfelder et al. 2004, o. S.) eignet. Durch die direkte Interaktionsmöglichkeit in Kleingruppen konnte auf 
die Teilnehmer*innen individuell eingegangen und tiefgreifende Erkenntnisse gewonnen werden. Eine gewisse Vergleichbarkeit 
der Ergebnisse wurde durch die Verwendung der aufeinander abgestimmten Interviewleitfäden gewährleistet. Die Auswertung 
erfolge inhaltsanalytisch in Anlehnung an Mayring (2008). 

Aufbauend auf den Erkenntnissen der Gruppeninterviews wurde im zweiten Schritt eine Onlinebefragung für die Planungs-
fachkräfte mithilfe von SoSci-Survey durchgeführt. Der Adressat*innenkreis wurde in diesem Schritt qualitativ erweitert. 
Neben den Sozialplaner*innen wurden zusätzlich die Fachplaner*innen aus den Bereichen Gesundheit, Jugend und Bildung 
befragt. Der Onlinefragebogen enthielt insgesamt fünf Frageblöcke, die aus den Erkenntnissen der ersten Gruppeninterviews 
herausgearbeitet wurden:

1.	 Angaben mit Bezug auf Person und Anstellungsverhältnis,

2.	 Bedarfsorientierung und Rollenverständnis der Planung,

3.	 Beteiligung von Adressat*innen,

4.	 Gestaltungsmöglichkeiten im Hinblick auf soziale Ungleichheit und Sozialraumbezug sowie 

5.	 Zukunftsperspektive.

2   Im Text werden die Zitate aus den insgesamt vier Gruppeninterviews mit G1 bis G4 gekennzeichnet.

DIGITALE  
GRUPPENINTERVIEWS 
(Juli 2021)	 ONINE-UMFRAGE 
	 (SEPTEMBER 2021)	 DIGITALE 
		  GRUPPENINTERVIEWS 
		  (NOVEMBER 2021)

N=9
(G1; G2)	 N=33
	 Standardisierter
	 Fragebogen	 N=8 
		  (G3; G4)
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Die Gesamtanzahl an gültigen Fällen beläuft sich auf 33 Fragebögen. Die Zahl der gültigen Fälle bei der Sozialplanung beläuft sich 
auf 18 zzgl. drei Planer*innen in Doppelfunktion und bei der Fachplanung auf 10 Planer*innen sowie drei Akteuren aus anderen 
Planungsbereichen und zwei ohne Angabe zu ihrem Planungsbereich. Trotz der auf den ersten Blick geringen Anzahl an abge-
schlossenen Fragebögen weist der Datensatz qualitative Besonderheiten auf, auf die hinsichtlich der Repräsentativität verwiesen 
werden soll. So wird Repräsentativität bei Umfragen mit hoher Teilnehmendenzahl des Öfteren pauschal als gegeben betrachtet 
und bei geringer Teilnehmendenzahl als nicht erfüllt angesehen. Aus methodischer Perspektive ist Repräsentativität gewährleis-
tet, wenn die Teilnehmenden der Umfrage der Zusammensetzung in der Grundgesamtheit entsprechen (Schumann 2012, S. 96f.). 

Die interne Konsistenz des Fragebogens wurde mittels Cronbachs Alpha (Döring/Bortz 2016, S. 467ff.; Cronbach 1951; Wolf/
Best 2010) überprüft. Für die drei Hauptthemenkategorien, in denen Likert-Skalen zum Einsatz kamen, lieferte es folgendes 
Ergebnis: Eine schwache Konsistenz gibt es in den beiden Blöcken Beteiligung und Gestaltungsmöglichkeiten jeweils für eine 
Frage und insgesamt für nur eine weitere Frage. In allen anderen Fällen ist das Frage-Item mindestens akzeptabel (2x) und in 
zwei Fällen „gut“. Die Konsistenz des gesamten Fragebogens ist gemessen am Cronbachs Alpha sogar sehr gut (alpha > 0.9). 

Das kann als Hinweis gesehen werden, dass mit dem Fragebogen tatsächlich ein breites Feld an Akteuren und Meinungen im 
Feld der Thüringer Sozialplanung erreicht werden konnte (vgl. Abbildung 3). 

Die Ergebnisse der ersten zwei Schritte der Befragung wurden im Schritt drei aufgearbeitet und im Rahmen einer Posterprä-
sentation sowie in Onlinegruppeninterviews mit Führungskräften aus den Verwaltungen (G3 und G4) hinsichtlich potenzieller 
Ableitungen für eine künftige kommunale Planung diskutiert. Es folgte eine inhaltsanalytische Auswertung.

Folgende Forschungsfragen und Themenbereiche  
waren die Grundlage für die Studie:

I. Planungsstrukturen  
in Thüringen

Wie haben sich die 
Planungsstrukturen in 
den vergangenen Jahren 
entwickelt? 

Lassen sich Verstetigungs-
tendenzen in der kommu-
nalen Planung Thüringens 
aufzeigen?

II. Rollenverständnis  
und Einflussmöglichkeiten

Wie nehmen die befrag-
ten Thüringer Sozial- und 
Fachplaner*innen ihre 
eigene Rolle wahr? 

Hat sich dieses Rollenver-
ständnis im Laufe der Zeit 
seit 2012 gewandelt? 

Welche Möglichkeiten 
haben und nutzen die 
Planer*innen für die pro-
aktive (Mit-)Gestaltung 
lokaler Sozialpolitik?

III. Kommunikation  
und Netzwerkarbeit

Wie ist netzwerkorien-
tierte Sozialplanung in 
Thüringen aktuell ausge-
staltet?

Welche Veränderungen in 
den Netzwerk- und Betei-
ligungsstrukturen wurden 
durch die Corona-Pande-
mie ausgelöst? 

Welchen Einfluss hat die 
Digitalisierung auf die 
Arbeit der Planer*innen?

IV. Zugänge 
und Bedarfsermittlung

Welche Bedarfslagen haben 
sich währen der Corona- 
Pandemie entwickelt?

Welche Möglichkeiten 
der Bedarfsermittlung vor 
Ort nutz(t)en die Pla-
ner*innen während der 
Kontaktbeschränkungen/
Corona-Pandemie?

Welcher Zusammenhang 
hat sich zwischen der 
Zunahme der Bedarfe und 
deren Sichtbarkeit gezeigt?
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3 Ergebnisdarstellung

3.1. Studienteilnehmer*innen  
	 und deren Beschäftigungsverhältnisse

Im ersten Abschnitt der Ergebnisdarstellung 
erfolgt ein vertiefter Blick in die Fragebogen- 
erhebung, um Eingangsinformationen zu den 
Studienteilnehmer*innen und deren Beschäfti-
gungsverhältnissen zusammenzufassen. 

Mit dem Ziel, die Perspektive auf kommunale 
Planung in Thüringen zu erweitern, wurde bei 
der Erhebung ein erweiterter Adressat*innenkreis 
angesprochen. Neben den Sozialplanenden der 

oben genannten Landesprogramme haben sich an der Studie die Fachplaner*innen aus den Bereichen „Gesundheit“, „Jugend-
hilfe“ und „Bildung“ beteiligt. Wie die Abbildung 3 zeigt, ist der Großteil der Studienteilnehmer*innen im LSZ Programm tätig 
(11 Personen). Damit haben 50 Prozent aller Planer*innen des LSZ an der Befragung teilgenommen. Drei Planer*innen sind 
gleichzeitig als Planungskoordinator*innen (PKO) in der Armutsprävention und in dem LSZ beschäftigt. Am zweithäufigsten 
sind die Planer*innen in der Armutsprävention, ThILIK und Bildung tätig (jeweils fünf Personen) und damit noch 35 Prozent 
bzw. 45 Prozent aller Planer*innen der Armutsprävention und ThILIK. 

ABBILDUNG 3 | ZUORDNUNG ZU PROGRAMMEN UND BEREICHEN 

Kernaussage:

Die Beschäftigungsverhältnisse der Studienteilnehmenden 
zeigen, dass sich Sozial- und Fachplanung in Thüringen im-
mer mehr verstetigen. Dies vollzog sich auch unter Krisenbe-
dingungen. In professioneller Perspektive hat sich kommuna-
le Planung als krisenfest erwiesen. 

PKO LSZ ThILIK Gesundheit Jugendhilfe Bildung Sonstige k.A. Gesamt
5 11 5 3 2 5 3 2 36
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PKO LSZ ThILIK Gesundheit Jugendhilfe Bildung Sonstige k.A.

In welchem Programm/Bereich sind Sie tätig?
(N=33 zzgl. 3 Mehrfachnennungen)
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Befragt danach, wo die Planungsstellung angesiedelt ist, gaben mit 17 von 33 mehr als die Hälfte der Planer*innen an, einer 
Stabstelle zugeordnet zu sein (Abbildung 4). 

Bei der Betrachtung der Antworten auf die Frage, wo die Stabstelle angesiedelt ist, wird deutlich, dass die Stabstellen haupt-
sächlich dem Bereich „Soziales“, in unterschiedlichen Zuschnitten der Ämter und Dezernate, zugeordnet sind (sieben Ant-
worten). Vier Planer*innen gaben an, bei der Amtsleitung bzw. beim Beigeordneten angesiedelt zu sein, jeweils zwei weitere 
im Kreisentwicklungsamt bzw. Gesundheitsamt sowie eine Nennung gab Stabstelle bei der integrierten Sozialplanung an.

Ja Gesamt

PKO 2 5
LSZ 3 8
ThIllik 3 5
Bildung 2 5
Gesundheit 2 3
Jugendhilfe 0 2
k.A. 2 1
Sonstige 3 3
Gesamt 17 32

PKO
2

LSZ
3

ThILIK
3

Bildung
2

Gesundheit
2

k.A.
2

Sonstige
3

ABBILDUNG 5 |	 AUFSCHLÜSSELUNG DER JA-ANTWORTEN AUS ABBILDUNG 4 NACH FACHPLANUNG
	 (LINKS) UND SOZIALPLANUNG (RECHTS) SOWIE PROGRAMMZUGEHÖRIGKEIT 

ABBILDUNG 4 |	 ANGABEN, OB DIE EIGENE STELLE EINER STABSTELLE ZUGEORDNET IST 

Stabstelle? in%
Ja 17 52%
Nein 15 45%
k.A. 1 3%
Gesamt 33 1,00

0
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8
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12
14
16
18

Ja Nein k.A.

Ist Ihre Stelle einer Stabstelle zugeordnet?
(N=33)
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Im Anschluss wurden die Planer*innen gefragt, wie lange sie in ihrem derzeitigen Arbeitsfeld tätig sind. Das Ergebnis wird durch 
den Boxplot in Abbildung 6 für die Gesamtheit der Planer*innen sowie in Abbildung 7 jeweils für die Sozial- und Fachplaner*in-
nen dargestellt. Der Medianwert für die Dauer der Beschäftigung liegt für die Gesamtheit der Planer*innen bei 30 Monaten. 
Gemessen an der geringen Fallzahl zeigen die Daten eine hohe Varianz; so beträgt die Spannweite 119.5 Monate. Die Kennzahl 
steht für die maximal genannte Beschäftigungsdauer abzüglich des geringsten Werts für die Dauer der Beschäftigung unter 
den kommunalen Planer*innen. Selbst ohne die beiden Extremwerte am oberen und unteren Rand der Verteilung, läge die 
Spannweite noch bei 114 Monaten. Die Interquartilsrelation beträgt 44 Monate, also knapp 4 Jahre. Entgegen des optischen 
Eindrucks handelt es sich bei dem maximal angegeben Wert in der Höhe von 120 Monaten (noch) nicht um einen Ausreißer. 
Dies liegt daran, dass die Interquartilsrelation, mit deren Hilfe das Urteil gefällt wird, ob es sich um einen Ausreißer (nach 
unten oder oben handelt), für die Sozialplaner*innen ebenfalls recht hoch ist. Diese hohe Differenz zwischen dem oberen und 
unteren Quantil führt dazu, dass bei der Betrachtung über alle Planer*innen sich der maximale Wert der Fachplaner*innen, 
welcher für die Gruppe der Fachplaner*innen einen Ausreißer darstellt, nicht als Ausreißer identifizieren lässt.

In Abbildung 7, in der das Ergebnis nach Fachplaner*innen und Sozialplaner*innen aufgeschlüsselt wurde, wird deutlich, dass 
die durchschnittliche Arbeitslänge bei den befragten Fachplaner*innen bei etwa 22 Monaten und bei den Sozialplaner*innen 
bei etwa 38 Monaten liegt. Bei den Sozialplaner*innen liegt sowohl der Durchschnittswert als auch der Mittelwert der Beschäf-
tigungszeit über den der Fachplaner*innen. Die Zahlen deuten auf eine Konstanz in der Stellenbesetzung der Sozialplanung 
hin. Hier dürfte sich die Förderdauer von sechs Jahren durch den ESF und die Verstetigung des LSZ bemerkbar machen. 

ABBILDUNG 6 | ARBEITSERFAHRUNG DER BEFRAGTEN (IN MONATEN)

Min 0,5
Nr. Angabe in Monaten Max 120

SP 1 26 Q1 19
SP 2 69 Q3 60,75
SP 3 4 IQR 41,75
SP 4 73 MW 40,65
SP 5 60 Median 29,5
FP 6 19
FP 7 120
FP 8 36
FP 9 18
SP 10 37
SP 11 0,5
SP 12 17
FP 13 19
SP 14 27
SP 15 63
SP 16 36
SP 17 72
SP 18 29
SP 19 24
FP 20 18
FP 21 120
FP 22 28
SP 23 30
SP 24 30

SP 26
SP 69
SP 4
SP 73
SP 60
SP 37
SP 0,5
SP 17
SP 27
SP 63
SP 36
SP 72
SP 29
SP 24
SP 30
SP 30
FP 19
FP 120
FP 36
FP 18
FP 19
FP 18
FP 12
FP 28

Min 0,5
Nr. Angabe in Monaten Max 120

SP 1 26 Q1 19
SP 2 69 Q3 60,75
SP 3 4 IQR 41,75
SP 4 73 MW 40,65
SP 5 60 Median 29,5
FP 6 19
FP 7 120
FP 8 36
FP 9 18
SP 10 37
SP 11 0,5
SP 12 17
FP 13 19
SP 14 27
SP 15 63
SP 16 36
SP 17 72
SP 18 29
SP 19 24
FP 20 18
FP 21 120
FP 22 28
SP 23 30
SP 24 30

SP 26
SP 69
SP 4
SP 73
SP 60
SP 37
SP 0,5
SP 17
SP 27
SP 63
SP 36
SP 72
SP 29
SP 24
SP 30
SP 30
FP 19
FP 120
FP 36
FP 18
FP 19
FP 18
FP 12
FP 28
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Diese Ergebnisse deuten darauf hin, dass sich die integrierte Sozialplanung in Thüringen verstetigt. Die Darstellungen in 
Abbildung 8 unterstreichen diese Entwicklung. Gesamt betrachtet sind 64 Prozent der befragten Planer*innen unbefristet 
beschäftigt. 

An dieser Stelle können ergänzend die Befragungsergebnisse der Thüringer Gebietskörperschaften durch das TMASGFF hin-
zugezogen werden. Insgesamt 16 Thüringer Gebietskörperschaften gaben an, dass in der Jugendhilfeplanung unbefristetes 
Personal eingestellt worden ist (Schüler 2022). Es ist davon auszugehen, dass in allen 22 Gebietskörperschaften Personal für 
die Jugendhilfeplanung beschäftigt sind, aber ggf. zum Zeitpunkt der Befragung noch nicht entfristet oder besetzt waren. 
Denn im Unterschied zur Sozialplanung ist Jugendhilfeplanung eine gesetzliche Pflichtaufgabe, für die die Thüringer Kom-
munalverwaltungen Personalressourcen bereitstellen müssen. Programmbezogen sind Verstetigungstendenzen zu erkennen. 

ABBILDUNG 7 |	 AUSWERTUNG VON ABBILDUNG 6 FÜR SOZIALPLANUNG (OBEN) UND  
	 FACHPLANUNG (UNTEN)
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So ist die „bedarfs- und beteiligungsorientierte fachspezifische integrierte Planung“ seit 2019 im Rahmen der örtlichen 
Familienförderung gesetzlich festgeschrieben (Thüringer Gesetz zur Sicherung der Familienförderung, ThürFamFöSiG § 4). 
Im Jahr 2021 wurde in allen 22 Gebietskörperschaften Personal zur Planung des LSZ unbefristet eingestellt (Schüler 2022). 
In der Umfrage des IKPE gaben sechs der acht auf die Frage antwortenden LSZ-Planer*innen an, dass ihre Stelle unbefristet 
ist. Diese Diskrepanz lässt sich damit erklären, dass die LSZ-Planer*innen unbefristet bei der Gebietskörperschaft angestellt 
sind, aber nicht notwendigerweise im LSZ.

Die Bedeutung personeller Kontinuität ist hoch anzusehen, da Strukturen und Prozesse stark mit dem individuellen Wissen, 
Erfahrungen und Selbstverständnis von Rollenträger*innen in der Sozialplanung verbunden sind (siehe auch Kapitel 3.3). Durch 
die Förderstruktur der Programme von Armutsprävention und ThILIK besteht eine starke Abhängigkeit von zeitlich befristeten 
Bewilligungen, was sich unmittelbar auf das Personal- und Wissensmanagement auswirkt. Wechselt der/die Rollenträger*in 
(aufgrund des Auslaufens eines befristeten Arbeitsvertrages oder weil man sich vor Vertragsablauf auf eine andere, evtl. 
unbefristete Stelle beworben hat), kann es zu Reibungsverlusten kommen und wichtiges Wissen kann verloren gehen. Dem 
wird versucht zu begegnen, indem eine Anschlussfinanzierung im Rahmen der Thüringer Sozialstrategierichtlinie (ESF+För-
derung bis 2027) es den Thüringer Gebietskörperschaften ermöglicht, erneut Planungsressourcen zu finanzieren. Bis zu vier 
Personalstellen können gefördert werden, sodass Planer*innen der Armutsprävention und des Integrationsmanagements 
unter diesem Dach ihre Arbeit fortführen können. 

Das Programm LSZ hat eine gesetzlich verankerte Festfinanzierung, die in kommunaler Eigenverantwortung für Planungsres-
sourcen und Maßnahmen der Familienförderung genutzt werden können. Aufgrund der gesetzlichen Verankerung erhöht sich 
die Verbindlichkeit und Sicherheit für Planungspersonal.

ABBILDUNG 8 | ANZAHL PLANER*INNEN MIT UNBEFRISTETEN STELLEN (ANGABEN IN PROZENT)

Ja 21 64%
Nein 9 27%
kA 3 9%
Gesamt 33 1

64%

27%

9%

Ist Ihre Stelle unbefristet?
(N=33)

Ja Nein k.A.
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3.2 Rollenverständnis und Einflussmöglichkeiten

In diesem Kapitel soll zwei Fragen nachgegangen werden: Welches Rollenverständnis haben die befragten Thüringer Sozial- und 
Fachplaner*innen? Wie hat sich dieses Rollenverständnis im Laufe der Zeit gewandelt? Ausgangspunkt ist hierbei folgende 
These: Das der Sozialplanung innewohnendes Innovationspotenzial kann diese dann entfalten, „wenn Sozialplanung proaktiv 
agiert und sich ihrer wirkmächtigen fachlichen Gestaltungsfunktion bewusst ist“ (Fischer et al. 2021, S. 92). Gemeint ist das 
Verständnis, dass neben dem Ermitteln von Bedarfen auch das aktive Setzen von Themen sowie das Erarbeiten von Strategien 
in Kooperation mit Partner*innen innerhalb und außerhalb der Verwaltung zur Aufgabe der Planer*innen gehören. Als inno-
vationsförderlich gelten Planer*innen, die das Selbstverständnis haben, „informierte Schnittstelle innerhalb und außerhalb 
der Kommunalverwaltung“ (Fischer et al. 2021, S. 92) zu sein und im Rahmen der gegebenen Leitplanken neue Konzepte und 
Arbeitsprozesse anzustoßen. 

Im Rahmen dieser Studie werden, wenn es um den Wandel des Rollenverständnisses geht, ganz bewusst nicht nur die Jahre 
der Corona-Pandemie betrachtet, sondern der Blick auf den gesamten Zeitraum seit Einführung oder Stärkung der integrierten 
Planungsstrukturen in Thüringen gerichtet. Denn mit der Forderung nach einem integrierten, fachvernetzenden Konzept in 
der ESF-Armutspräventionsrichtlinie wurde das Rollenverständnis der Planer*innen als Netzwerker*innen forciert. Als Aus-
gangspunkt der Betrachtungen und als Vergleichsfolie zu den aktuellen, hier präsentierten Erkenntnissen wurde die Studie 
„Kommunale Berichterstattung in Thüringen. Das Sozial-, Bildungs- und Gesundheitsberichtswesen im landesweiten Vergleich“ 
von Fischer et. al. (2012) herangezogen.

3.2.1	 Wandel des Rollenverständnisses  

Im Rahmen der vorliegenden Studie haben kommunale Führungskräfte in einem Strategiegespräch den Wandel des Rollen-
verständnisses von Planung thematisiert: Mit der Ergänzung der Jugendhilfeplanung, durch die Planungskoordinator*innen 
der Armutsprävention wurden im Jahr 2016 neue Strukturen geschaffen, die inzwischen immer mehr an Gewicht gewonnen 
haben. Entsprechend habe sich auch Rolle der Planer*innen über die Zeit verändert.

„die Initiative, die Planungskoordinatoren flächendeckend einzusetzen […]  
war nochmal ein großer Sprung für die Sozialplanung“ (G2)

Kernaussage:

Das Rollenverständnis der Sozialplaner*innen hat sich über die Zeit ge-
wandelt. Sahen die Planenden vor zehn Jahren ihre Aufgabe primär in der 
Beschaffung und Aufbereitung von Daten, verstehen sie sich nun immer 
mehr als Netzwerker*innen und übernehmen einen aktiveren Part in der 
Gestaltung der kommunalen Sozialpolitik.
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Ein Schwerpunkt in der integrierten Sozialplanung liegt in der fachübergreifenden Vernetzung von Verwaltungsstrukturen 
und damit in der Überwindung von Zuständigkeitsgrenzen zur gemeinsamen Fallbearbeitung. Sozialplaner*innen verstehen 
sich vermehrt als „Innovationsbegleiter*innen“ (Fischer et al. 2021, S. 95), die neue Wege beschreiten und gemeinsam mit 
ihren Netzwerkpartner*innen Lösungen für die sozialen Herausforderungen in der Gebietskörperschaft suchen und aufzei-
gen. So überrascht es nicht, dass Sozialplaner*innen allen voran die Netzwerkarbeit als Schlüsselrolle für eine gelingende 
Sozialplanung identifizieren:

„Ich sehe den Auftrag der Sozialplanung in der Netzwerkarbeit und Beratung“ (G 3)

Kernaufgaben der Netzwerkarbeit in der kommunalen Planung sind das Informieren, Koordinieren und Kooperieren (vgl. Huber/
Frank 2020, S. 20). Eine Veränderung des Rollenverständnisses der Planer*innen hin zum*r Netzwerker*innen und Innovati-
onsbegleiter*innen spiegelt sich auch in der Selbsteinschätzung der Planer*innen in der Onlineumfrage wider. Am häufigsten 
wurden die eigenen Handlungen von den Planer*innen als „operativ“ eingestuft. In gleichen Abständen dahinter folgten die 
Einschätzungen als „taktisch“ und „strategisch“. Lediglich eine Planungsfachkraft sah ihre Arbeit auf der politischen Ebene 
verortet. Die Tabelle 1 gibt die Zuordnung der einzelnen Aufgabenfelder der Planer*innen zu den einzelnen Arbeitsebenen 
wider. Wie die Abbildung 9 zeigt, sehen 15 Planer*innen oder 45 Prozent der Befragten ihre Arbeit auf der taktischen Ebene, 
weitere 13 bzw. 39 Prozent verorten sich auf der strategischen Ebene. Das operative Geschäft steht mit 52 Prozent oder mit 
17 Nennungen immer noch an erster Stelle, aber das Aufgabenprofil und die Selbstwahrnehmung haben sich im Vergleich zur 
Studie „Kommunale Berichterstattung in Thüringen“ (Fischer et al. 2012) zugunsten einer gesteigerten Einflussnahme geän-
dert. In der genannten Studie von Fischer et al. 2012 gaben 52 Prozent der im Jahr 2012 befragen Planer*innen an, dass ihr 
Aufgabenschwerpunkt hauptsächlich in der Erhebung und Analyse von Daten lag (operative Ebene) und deutlich weniger in den 
Kommunikationstätigkeiten (15 Prozent) (taktische Ebene) sowie in der Ableitung von Empfehlungen (18 Prozent) (strategische 

TABELLE 1 | DEFINITION DER VIER ARBEITSEBENEN DER PLANER*INNEN

Arbeitsebene Aufgabenfelder

Operative Ebene operative Planung, Umsetzung, Brücke zur Adressat*innengruppen

Taktische Ebene Wissensmanagement, Bedarfsableitung, strategische Planung, taktische 
Planung, Ressourcenakquise

Strategische Ebene strategische Verantwortung, fachliche Richtung geben, Beauftragung 
der Umsetzung und nächste Schritte, strategisches Controlling, Res-
sourcenverantwortung, Brücke zu höheren Ebenen und zur Politik

Politische Ebene politische Legitimierung, Treffen von Entscheidungen, Steuerungsfunktion 
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Ebene). Hier gaben von den damals befragten Planungsfachkräften 45 Prozent an, nur gelegentlich Handlungsempfehlungen 
zu formulieren. Bei weiteren 40 Prozent kam es nur selten bis sehr selten im Arbeitsalltag vor (vgl. Fischer et al. 2012, S. 44 f.).

ABBILDUNG 9 |	 ANGABE DER BEFRAGTEN, AUF WELCHER EBENE SIE DEN WIRKUNGSGRAD  
	 IHRER ARBEIT VERORTEN

ABBILDUNG 10 | DARSTELLUNG DER DOPPELNENNUNGEN AUS ABBILDUNG 9 (N=18)

Operative Eb Taktische EbeStrategische  Politische EbeKeine Auswahl
trifft zu 17 15 13 1 0
trifft nicht zu 16 18 20 32 33
Gesamt 33 33 33 33 33
Anzahl 0 33 33 33 33
in Prozent 52 45 39 3

Strategisch/P Operativ/TaktTaktisch/StratOperativ/Strategisch
1 5 6 6
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STRATEGISCHE EBENE 

POLITISCHE EBENE

Teilen Sie uns bitte mit, auf welcher der vier genannten Ebenen Sie
Ihre Arbeit aktuell inhaltlich am ehesten einordnen würden.

Sie können bis zu max. 2 Antwortoptionen auswählen.
(N=33)
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OPERATIV/TAKTISCH

TAKTISCH/STRATEGISCH

OPERATIV/STRATEGISCH

Teilen Sie uns bitte mit, auf welcher der vier genannten Ebenen Sie
Ihre Arbeit aktuell inhaltlich am ehesten einordnen würden.

Darstellung der Doppelnennungen (N=18)

Operative Eb Taktische EbeStrategische  Politische EbeKeine Auswahl
trifft zu 17 15 13 1 0
trifft nicht zu 16 18 20 32 33
Gesamt 33 33 33 33 33
Anzahl 0 33 33 33 33
in Prozent 52 45 39 3

Strategisch/P Operativ/TaktTaktisch/StratOperativ/Strategisch
1 5 6 6
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Teilen Sie uns bitte mit, auf welcher der vier genannten Ebenen Sie
Ihre Arbeit aktuell inhaltlich am ehesten einordnen würden.

Sie können bis zu max. 2 Antwortoptionen auswählen.
(N=33)
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TAKTISCH/STRATEGISCH

OPERATIV/STRATEGISCH

Teilen Sie uns bitte mit, auf welcher der vier genannten Ebenen Sie
Ihre Arbeit aktuell inhaltlich am ehesten einordnen würden.

Darstellung der Doppelnennungen (N=18)
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Da das Aufgabenfeld der Planer*innen heterogen und komplex ist, wurden die Planer*innen gebeten, mindestens zwei 
Kategorien auszuwählen. Die häufigsten Kombinationen waren hierbei „operativ“/„strategisch“/„taktisch“/„strategisch“ 
(jeweils sechs Nennungen) gefolgt von „operativ“/“taktisch“ (fünf Nennungen) (siehe Abbildung 10). Die Person, welche ihre 
Stelle auf der politischen Ebene verortete, gab zudem an, dass die Arbeit auch im strategischen Kontext verortet sei. Es zeigt 
sich, dass die Tätigkeit der Planer*innen neben den operativen Aufgaben zunehmend strategische und taktische Elemente 
enthält. In einer hierarchischen Perspektive, in der ausgehend von der operativen Ebene, über die taktische, strategische hin 
zur politischen Ebene der Grad der Einflussnahme zunimmt, zeigt das Antwortverhalten eine mittelstarke wahrgenommene 
Einflussnahme der Planer*innen. 

Im Gegensatz zu 2012 ist das Formulieren von Handlungsempfehlungen heute zu einem integralen Bestandteil der Arbeit ge-
worden. Die nach Lebenslagen gegliederten und partizipativ formulierten Ziele und Maßnahmen in den lokalen Armutspräven-
tionsstrategien3, die integrierten fachspezifischen Pläne des LSZ und die Integrationskonzepten sind nur wenige Beispiele dafür. 

Weitere Hinweise auf eine Veränderung des Rollenverständnis finden sich in Abbildung 11.

Die Antworten auf die Fragen in Abbildung 11 zeigen auf, dass der Großteil der befragten Planungsfachkräfte (62 Prozent) 
beobachten kann, dass die Erkenntnisse der integrierten Sozialplanung in Verwaltungsprozessen Anwendung finden. Die 
durch die Sozialplaner*innen erarbeiteten lokalen Sozialstrukturatlanten, die von anderen Fachplaner*innen für ihre Arbeit 
genutzt werden und politische Entscheidungen unterfüttern, stellen ein Erfolgsbeispiel für den Einzug der Sozialplanung in 
Verwaltungsabläufe und politische Entscheidungsprozesse in den letzten Jahren dar. Zudem haben sich Steuerungsstrukturen 
in Formen von Planungsbeiräten oder Steuerungsgremien mit verwaltungsinternen und -externen Akteur*innen etabliert. 

 
3   Eine ausführliche Auflistung der entwickelten Ziele für die Armutsprävention findet sich in Huber/Frank 2020.	

ABBILDUNG 11 | HINWEISE AUF EIN VERÄNDERTES ROLLENVERSTÄNDNIS
	 (N=33, ANGABEN IN PROZENT – GERUNDET)

Ihr 
Gestaltungsspie
lraum war 
ausreichend, 
um die 
Umstellung der 
Dienstleistunge
n Ihrer 
Verwaltung 
nach Ihren 
Vorstellungen 

Der 
Sozialplanung 
ist es im Laufe 
der letzten 5 
Jahre gelungen, 
Themen auf die 
Agenda zu 
setzen.

Sozialplanerisch
es Handeln hat 
sich im Laufe 
der letzten 5 
Jahre vermehrt 
in den 
Verwaltungsvor
gängen 
widergespiegelt.

Für die 
Bewältigung der 
künftig zu 
erwartenden 
Herausforderun
gen verfügt die 
Sozialplanung 
über 
ausreichend 
Gestaltungspote
ntial

Die individuellen 
Gestaltungsmög
lichkeiten der 
eigenen 
Arbeitsweise 
(Homeoffice vs. 
Präsenz) haben 
sich während 
der Krise für Sie 
persönlich 
verbessert

Flexible und 
hybride 
Arbeitszeitmode
lle werden in 
Ihrer 
Organisation 
auch nach 
Corona noch 
intensiv genutzt 
werden.

Die Nutzung 
persönlicher 
(beruflicher) 
Netzwerke hat 
für die Erfüllung 
Ihrer Aufgaben 
an Bedeutung 
gewonnen.

Die Netzwerke 
hängen immer 
noch stark an 
den 
Planungsfachkr
äften, es fehlt 
weiterhin an 
einer 
institutionellen 
Verstetigungsstr
ategie

Ich stimme ga 28% 22% 19% 3% 3%

Ich stimme eh 38% 9% 13% 34% 22% 25% 19% 9%

Ich stimme  e 13% 44% 53% 38% 28% 34% 44% 47%
Ich stimme 
voll und ganz 
zu 25% 9% 6% 19% 6% 13% 28%

k.A. 22% 22% 25% 22% 9% 16% 22% 13%

Gesamt_Frag 100% 100% 100% 100% 100% 100% 100% 100%

Gesamt 32 32 32 32 32 32 32 32

Auswahl

25%

9%

44%

53%

9%

13%

22%

25%

0% 20% 40% 60% 80% 100%

Der Sozialplanung ist es im Laufe der letzten 5 Jahre gelungen,
Themen auf die Agenda zu setzen.

Sozialplanerisches Handeln hat sich im Laufe der letzten 5 Jahre
vermehrt in den Verwaltungsvorgängen widergespiegelt.

Ich stimme voll und ganz zu Ich stimme eher zu Ich stimme eher nicht zu Ich stimme gar nicht zu k.A.
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Im Gruppeninterview mit kommunalen Führungskräften wurde diese Entwicklung im Rollenverständnis mit Blick auf die ge-
samte Entwicklung der integrierten Sozialplanung bestätigt und betont, 

•	 dass sich die Sozialplaner*innen „verwaltungsintern und verwaltungsextern durch verschiedene Steuerungsgremien immer 
mehr […] vernetzen, damit einfach auch die Thematik innerhalb der Verwaltung mehr und mehr Gewicht bekommt“ (G3). 

•	 dass im Rahmen der Einführung der integrierten Sozialplanung gefördert durch die ESF Armutspräventionsrichtlinie „ar-
beitsfähige und effektive Strukturen entstanden [sind]. […] Ich bin sehr zufrieden über diesen Aufbau und hoffe, dass es 
in der nächsten Zeit so weitergehen kann“ (G3).

•	 dass die Sozialplaner*innen „mit verschiedensten Fachgebieten in der Umsetzung von verschiedensten Angeboten und 
Maßnahmen zusammenzuarbeiten und auch Probleme gemeinsam bewältigen können“ (G3).

Für die künftige Ausgestaltung der Sozialplanung in Thüringen (Abbildung 12) fällt die höchste Zustimmung auf die Aussage, 
dass Sozialplanung eine Pflichtaufgabe innerhalb der Verwaltung sein sollte (64 Prozent); gefolgt von den Aussagen, dass 
datenbasiertes Arbeiten für die Sozialplanung sehr wichtig sei (57 Prozent) und die Vernetzung von Fachplanung für alltägliche 
Arbeit an Bedeutung gewinne (36 Prozent). Programmspezifische Unterschiede im Antwortverhalten ergeben sich für die For-

ABBILDUNG 12 |	ASPEKTE, DIE AUS SICHT DER BEFRAGTEN FÜR EINE INTEGRIERTE SOZIALPLA- 
	 NUNG RELEVANT SIND (DOPPELNENNUNGEN MÖGLICH, ANGABEN IN PROZENT)

Ausgewählt in%
Sonstiges 1 4%
Die Sozialplan 3 11%
Es braucht m 5 18%
Eine räumlich 6 21%
Die Vernetzun 10 36%
Das datenbas 16 57%
Sozialplanung 18 64%

0% 20% 40% 60% 80%

Sonstiges

Die Sozialplaner*innen sollten stärker in die 
langfristige Ausgestaltung der Sozialplanung 

einbezogen werden.

Es braucht mehr Entscheidungsspielräume für 
die (Sozial-) Planer*innen.

Eine räumliche Zusammenlegung von Planung ist 
sinnvoll, z.B. durch gemeinsam genutzte Büros.

Die Vernetzung von Fachplanungen gewinnt für 
die alltägliche Arbeit an Bedeutung.

Das datenbasierte Arbeiten ist für die 
Sozialplanung sehr wichtig.

Sozialplanung sollte eine P�ichtaufgabe 
innerhalb der Verwaltung sein.

Welche der folgenden Punkte sind aus Ihrer Sicht für eine erfolgreiche 
integrierte Planung zutreffend? (Bis zu zwei Antwortmöglichkeiten, N=18)
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derung, dass die Sozialplanung eine Pflichtaufgabe sein soll. Während rund 80 Prozent der Sozialplaner*innen dieser Aussage 
zustimmen, äußern sich lediglich 20 Prozent der Fachplaner*innen positiv. Datenbasiertes Arbeiten wird von 60 Prozent der 
Sozial- und 43 Prozent der Fachplaner*innen als wichtig angesehen. 

Aus den Ergebnissen wird deutlich, dass die befragten Planer*innen ihre Aufgabe nicht im Treffen von Entscheidungen oder 
der langfristen Ausgestaltung der Sozialplanung sehen, sondern eher in der Steuerungsunterstützung (datenbasiertes Ar-
beiten und Vernetzung). Sie liefern Entscheidungsgrundlagen, stoßen neue Prozesse an und verfügen über Strategien, ihre 
Themen in die Tagesordnung von Ausschüssen oder anderweitigen Gremien einzubinden und folglich eine thematische Aus-
einandersetzung zu sichern. Für das Setzen der großen Linien und Leitplanken in der lokalen Sozialpolitik sind die gewählten 
Entscheidungsträger*innen und Führungskräfte zuständig.

3.2.2	 Einflussmöglichkeiten kommunaler Sozialpolitik 

Befragt nach der Zustimmung, ob es der Sozialplanung gelungen ist, im Laufe der letzten fünf Jahre aktiv Themen auf die Agenda 
zu setzen, stimmten 25 Prozent der Aussage zu. Weitere 44 Prozent der Befragten würden dieser Aussage eher zustimmen 
(Abbildung 11). Somit schätzen insgesamt mehr als zwei Drittel der Befragten ein, dass es im Rahmen ihrer Möglichkeit war, 
auf die lokale sozialpolitische Agenda Einfluss zu nehmen. 

Abbildung 13 unterstreicht diese Aussage: Jede*r dritte der befragten Planer*innen hat die eigenen Einflussmöglichkeiten bei 
wichtigen Abstimmungen oder bei der Formulierung einer Agenda als hoch bis sehr hoch bewertet. 

ABBILDUNG 13 |	 SELBSTEINSCHÄTZUNG DER EIGENEN EINFLUSSNAHMEMÖGLICHKEI-
	 TEN IN GREMIEN (Z.B. DURCH DIE TEILNAHME AN ABSTIMMUNGEN 
	 ODER DIE MITFORMULIERUNG DER AGENDA)

k.A. 8 25%
sehr gering 2,0 6%
gering 6 17%
mittel 6 19%
hoch 8 25%
sehr hoch 3 8%
Gesamt 33 1
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k.A.
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gering

mittel

hoch

sehr hoch

Wie beurteilen Sie Ihre Möglichkeit in den Gremien etc. aktiv Ein­uss zu 
nehmen, z.B. indem Sie an wichtigen  Abstimmungen teilnehmen durften 
und/oder in die Formulierung der Agenda miteinbezogen worden sind? 
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In Bezug auf die Veränderungen im Zuge der Corona-Pandemie zeigt das Antwortverhalten in Abbildung 14, dass sich das 
Rollenverständnis kurzfristig nicht erweitert hat (etwa durch die Übertragung von neuen Aufgaben). Auffallend ist, dass bei 
der Frage, ob es Möglichkeiten zur Reflexion der eigenen Rolle gibt, die befragten Sozialplaner*innen nur mit 12 Stimmen die 
Möglichkeit zur Rollenreflexion bestätigen, indes sahen 13 keine Möglichkeiten zur Reflexion (bei acht Enthaltungen). Wie in 
Abbildung 6 gezeigt wurde, ist die Spannweite der Zeit der Beschäftigung 120 Monate. Letztes könnte eine Erklärung sein, 
warum knapp ein Drittel der Sozialplaner*innen Zeit hatte, sich mit ihrer Rolle auseinanderzusetzen. Ein vergleichbares Er-
gebnis besteht auch bei der Frage, ob die Pandemie zur Stärkung der Rolle der Integrierten Sozialplanung beigetragen habe. 

In der nachfolgenden Abbildung 15 zeigt sich die Relevanz der unterschiedlichen Strategien, die die Sozialplaner*innen und 
Fachplaner*innen nutzen, um ihre Themen auf die kommunalpolitische Tagesordnung zu setzen. In den beiden Netzdiagram-
men werden die unterschiedlichen Antworten der Fach- und der Sozialplaner*innen deutlich. 

Die wichtigsten Strategien der Sozialplaner*innen richten sich auf die Nutzung von Netzwerken und Austauschformaten: An 
erster Stelle wird die Diskussion in Beiräten genannt, gefolgt von Teilnahmen an Ausschüssen, Gremiensitzungen und ressort- 
übergreifenden Netzwerken innerhalb der Verwaltung sowie die Schaffung von Diskussions- und Beteiligungsformaten mit 
explizitem Einbezug von politischen Vertreter*innen. Als weitere relevante Strategie wird die Tragweite des Themas genannt, 
aber auch klassische Instrumente der Verwaltung wie Beschlussvorlagen und regelmäßige Berichterstattung. Als weniger 
relevant für ihre Arbeit stufen die Planer*innen den Austausch mit Fraktionen, Unternehmensverbänden oder das Social 
Lobbying (hier ist z. B. der Austausch mit Gewerkschaften, Umweltverbände etc. gemeint) ein. 

ABBILDUNG 14 | WANDEL IM ROLLENVERSTÄNDNIS DER PLANENDEN
	 (N=33, ANGABEN IN PROZENT – GERUNDET))
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ABBILDUNG 15 |	STRATEGIEN, DIE VON DEN PLANER*INNEN GENUTZT WERDEN, UM 
	 THEMEN AUF DIE KOMMUNALPOLITISCHE TAGESORDNUNG ZU SETZEN  
	 (ABBILDUNG OBEN: SOZIALPLANUNG (N=21), ABBILDUNG UNTEN:  
	 FACHPLANUNG (N=10), ANGABEN IN PROZENT) 

Sozialplanung
BeschlussvorlageDiskussion in Be Austausch mit poAustausch mit U Austausch mit VeRegelmäßige InfoBeteiligungsform Teilnahme an AuRessortübergreif Fraktionen zu SteAustausch mit FrFinanzielle SpielrNur über Thema Sonstige (n=2)

irrelevant 0,10      -        0,05      0,10      0,19      -        -        -        0,05      0,19      0,05      0,10      -        -       

eher irrelevant 0,10      -        0,14      0,19      0,29      0,19      0,05      0,05      0,05      0,19      0,43      0,05      -        -       

eher relevant 0,29      0,38      0,29      0,10      -        0,29      0,24      0,43      0,29      0,10      0,10       0,19      0,29      -       

relevant 0,24      0,38      0,24      0,10       0,10       0,14       0,29      0,33      0,33      0,05      0,05      0,19      -        0,10      

kA 0,29      0,24      0,29      0,52      0,43      0,38      0,43      0,19      0,29      0,48      0,38      0,48      0,71      0,90      

Gesamt 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1
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Teilnahme an Ausschüssen und
Gremien (n=6)

Ressortübergreifende Netzwerke
innerhalb der Verwaltung (n=8)

Fraktionen zu Steuerungsgruppen
einladen (n=4)

Austausch mit Fraktionen (n=4)

Finanzielle Spielräume
nutzen/Verfügbarkeit von Finanzen

(n=6)

Nur über Thema (n=4)

Sonstige (n=1)

Welche Strategien sind für 
Sie relevant, um Ihre Themen 
auf die kommunalpolitische 
Agenda zu setzen?

relevant
eher relevant
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Während der nachträglichen Reflexion der Ergebnisse wurde in diesem Zusammenhang darauf verwiesen, dass der Austausch 
mit den kommunalpolitischen Fraktionen und Unternehmensverbänden in den Zuständigkeitsbereich der Führungskräfte fällt. 
Diese Erklärung greift auch, wenn man die Antworten der Fachplaner*innen in der Auswertung für die Fachplaner*innen 
betrachtet. Hier fällt insbesondere auf, dass ressortübergreifende Netzwerke innerhalb der Verwaltung als sehr relevant ein-
gestuft werden, gefolgt von regelmäßigen Berichten an Gremien und Ausschüsse, Nutzung von Beschlussvorlagen, Austausch 
mit Vertreter*innen aus der Politik und Nutzung von finanziellen Spielräumen. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Fachplaner*innen eher die ‚klassischen‘ Instrumente (Beschlussvorlagen, regelmä-
ßige Information) und ressortübergreifende Netzwerke innerhalb der Verwaltung nutzen, um Ihre Themen auf der Agenda zu 
platzieren. Die befragten Sozialplaner*innen nutzen zum Agenda-Setting stärker politische Gremien und Beiräte als Netzwerke 
sowie ihre Themen als Aufhänger. Hier zeigt sich auch wieder ein Rollenverständnis der Planer*innen als Netzwerker*innen.

3.3 Netzwerkarbeit und Kommunikation 

Im folgenden Kapitel steht die Zusammenarbeit und Kommunikation zwischen verschiedenen Dezernaten und Fachbereichen 
im Mittelpunkt. Es werden mögliche Veränderungen – infolge der Corona-Pandemie – in der Netzwerkstruktur der kommunalen 
Planung aufgezeigt. 

Ein mögliches Kriterium zur Beschreibung von Zusammenarbeit ist die Intensität der Kommunikation und Vernetzung. Diese 
Kategorie ist aus unterschiedlichen Perspektiven aussagekräftig: Austauschprozesse und Zusammenarbeit können gut etabliert 
und geregelt sein oder situativ stärker genutzt werden (z. B. in Krisensituationen). Sie können aber auch funktionieren, ohne 
dass die Planer*innen regelmäßig in den Austausch miteinander treten müssen. Der Informationsfluss findet über einfache 
Verbindungen (weak ties) statt. Sie bilden gewissermaßen die Informationsbrücke zwischen verschiedenen Netzwerken, 
d. h. neue Informationen aus einem Netzwerk gelangen in ein anderes und können dort genutzt werden (vgl. Granovetter 
1973, S. 1367). Weitere Kriterien zur Bewertung von Netzwerken bilden ihre Heterogenität und Reichweite: Je heterogener 
das Netzwerk ausgestaltet ist, desto besser gelangen Themen und Informationen aus den unterschiedlichen Bereichen zu 
den Planenden/der Planungseinheit. Je homogener die Netzwerke, desto eher sind die Mitglieder auf demselben bzw. einem 
ähnlichen Wissensstand, wodurch sie sich weniger gut ergänzen können (vgl. Granovetter 1973, S. 1376). Bei akuten Anlässen 
in einzelnen Fachbereichen (z. B. Gesundheit während der Pandemie) kann der Anstieg in der Intensität hingegen als Quali-
tätsmerkmal von vernetzter Planung begriffen werden. 

In diesem Kapitel werden die Erkenntnisse der Studie adressiert: die Veränderungen, Neuerungen infolge der Kontaktbe-
schränkungen und zukunftsträchtige Entwicklungen in den Kommunikationsprozessen zwischen Sozialplanung und anderen 
zentralen Akteuren in der Verwaltung bzw. von Fachplanungen. Im Mittelpunkt der Betrachtung steht die Frage danach, 
welche Veränderungen von Kommunikationsstrukturen und -prozessen konnten anhand der Studienergebnisse innerhalb 
der Verwaltung festgestellt werden. Können die Entwicklungen dieses Veränderungsimpulses in Zukunft verstetigt werden?
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3.3.1	 Netzwerkorientierte Sozialplanung

Im Rahmen der Onlineumfrage wurden die teilnehmenden Planer*innen dazu befragt, mit welchen Akteursgruppen sie in ihrer 
Planungstätigkeit bisher außerhalb des zuständigen Dezernats auf kommunaler Ebene intensiv zusammengearbeitet haben 
(Abbildung 16–18) und in welchen Gremien, Ausschüssen und Arbeitsgruppen sie regelmäßig vertreten sind (Abbildung 19). 

Die Antworten auf die erste Frage fasst Abbildung 16 zusammen. Für beide Gruppen betrachtet, ergibt sich dabei ein Bild über 
die Intensität der Kooperation der Sozialplanung. Die Abbildung 17 und Abbildung 18 zeigen ergänzend, dass die Intensität 
je nach Kontext auch sehr unterschiedlich bewertet werden kann. So nehmen die Fachplaner*innen den Austausch mit den 
Sozialplaner*innen etwa als sehr präsent war, indem sie die Zusammenarbeit mit den LSZ-Planer*innen und Planungskoordi-
nator*innen jeweils zu 50 Prozent als sehr intensiv bewerten.

Der häufigste Austausch ergibt sich nach Selbsteinschätzung der befragten Sozialplaner*innen und Fachplaner*innen 
untereinander, d.h. direkt zwischen ihnen, gefolgt von den Bereichen Wirtschaftsförderung, dem Schulamt, der Stadt/Regi-
onalplanung und dem Jobcenter4 bzw. der Agentur für Arbeit. Es kann geschlussfolgert werden, dass die Zusammenarbeit 
mit der Wirtschaftsförderung und der Stadt- bzw. Regionalplanung als wichtiges Feld der strategischen Vernetzung von den 
Planer*innen in der Praxis gesehen wird, aber sie noch nicht flächendeckend mit gleicher Intensität wahrgenommen wird. 

 

4   Jobcenter können Teil einer Kommunalverwaltung sein (Optionskommune) oder auch außerhalb der Verwaltungsstruktur als eigenständige Einheit bestehen.

Kernaussagen:

Starke, etablierte Netzwerke in der kommunalen Planung haben die Pandemiezeit insgesamt 
gut überstanden. Fragile und lose Netzwerkverbindungen wurden dagegen weiter geschwächt 
und sind teilweise gebrochen. Gleichzeitig sind auch neue, fachübergreifende Vernetzungen 
entstanden.

Netzwerke sind für die Planenden wichtige Instrumente, um ihre Aufgaben zu erfüllen. Sie 
sind allerdings oftmals personengebunden und lassen sich nicht ohne Weiteres übertragen.

Die digitale Öffnung der Verwaltung bietet Chancen zur effektiveren Aufgabenwahrneh-
mung in der Kommunikation und Zusammenarbeit. Vielerorts müssen Herausforderungen wie 
fehlende technische Ressourcen und/oder Kompetenzen seitens der Adressat*innen sowie der 
Verwaltung reflektiert werden. Es braucht einen Mix an digitalen und analogen Zugängen zu 
Angeboten der Verwaltung und einer entsprechenden Weiterentwicklung der Methoden zur 
Ansprache der Adressat*innen.
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Auffällig ist, dass die Zusammenarbeit der Sozialplaner*innen mit freien Trägern als externe Akteure in ihrer Intensität 
mit 14 Prozent als sehr hoch und 33 Prozent als hoch eingeschätzt wird (Abbildung 17). Rückblickend auf die Ergebnisse der 
Studie von Fischer et al. (2012, S. 47) lässt sich sagen, dass in diesem Bereich ein wahrnehmbarer Wandel stattgefunden hat. 
Vor 10 Jahren wurden die freien Träger von den Planungsfachkräften (in einer offenen Frage) nicht als bereichsübergreifende 
Kooperationspartner benannt. In 2021 wird diese Gruppe hingegen als wichtige*r Partner*in der Planer*innen angesehen. In 
den Gruppeninterviews wird die Zusammenarbeit mit Trägern mit folgenden Aspekten beschrieben:

•	 die Träger seien kreativ beim Erreichen der Zielgruppen, insbesondere während der pandemiebedingten  
Kontaktbeschränkungen,

•	 die Zusammenarbeit ermöglichen den Erfahrungsaustausch zwischen den freien Trägern und der kommunalen Planung,

•	 sie unterstützen bei der Bedarfsermittlung bezüglich der Adressat*innen, 

•	 sie unterstützen den interorganisationalen Wissenstransfer, indem sie z. B. die Bekanntheit von Sozialplanung bzw. 
der Programme bei anderen Akteuren und in der Öffentlichkeit fördern,

•	 sie sind gut untereinander vernetzt. 

ABBILDUNG 16 | STELLEN, MIT DENEN DIE BEFRAGTEN AUSSERHALB IHRES DEZERNATS 
	 ZUSAMMENGEARBEITET HABEN (N=33, ANGABEN IN PROZENT – GERUNDET)

sehr gering gering mittel hoch sehr hoch k.A. Gesamt
Stadtplanung 34% 9% 28% 13% 16% 1
Freie Träger 3% 3% 6% 41% 31% 16% 1
Schulamt 34% 19% 13% 9% 3% 22% 1
Jugendhilfe(-p 3% 9% 13% 34% 22% 19% 1
Gesundheitsa 13% 9% 13% 22% 22% 22% 1
Jobcenter 13% 13% 28% 16% 9% 22% 1
Arbeitsagentu 31% 9% 25% 3% 6% 25% 1
Planungskoor 3% 6% 6% 19% 25% 41% 1
LSZ-Planer*in 3% 9% 3% 22% 34% 28% 1
Integrationsm 13% 16% 13% 6% 16% 38% 1
Wirtschaftsför 16% 31% 28% 13% 13% 1
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0% 20% 40% 60% 80% 100%

Stadtplanung/Regionalplanung

Freie Träger

Schulamt

Jugendhilfe(-planung)

Gesundheitsamt

Jobcenter

Arbeitsagentur

Planungskoordinator*innen

LSZ-Planer*innen

Integrationsmanager*innen

Wirtschaftsförderung

sehr hoch hoch mittel gering sehr gering k.A.

Bitte beschreiben Sie die Intensität Ihrer Zusammenarbeit - außerhalb 
des zuständigen Dezernats - mit folgenden Akteuren. 
(Gruppe der Sozial- und Fachplaner*innen N=33, Mehrfachnennungen möglich)
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Hingegen fällt bei den Fachplaner*innen auf, dass die Intensität der Zusammenarbeit an höchster Stelle mit den LSZ-Pla-
ner*innen, den Planungskoordinator*innen und den freien Trägern bewertet wird. Auch wird die Zusammenarbeit mit der 
Wirtschaftsförderung und der Stadt- bzw. Regionalplanung als hoch eingeschätzt. Hier zeigen sich Vernetzungspotenziale 
innerhalb der Verwaltungsstrukturen.

Weitere verwaltungsexterne Partner, mit denen mindestens 75 Prozent aller Planer*innen in irgendeiner Form in Kontakt stehen, 
sind die Jobcenter bzw. Agenturen für Arbeit (vgl. Abbildung 16). Gesellschaftlich bedeutsame Ziele, wie die Bekämpfung von 
Langzeitarbeitslosigkeit lassen sich nur unter Einbeziehung der Partner*innen bewerkstelligen. 

Bei differenzierter Betrachtung des Antwortverhaltens wird deutlich, dass 15 Prozent der Sozialplaner*innen die Intensität des 
Austauschs mit dem Jobcenter als hoch bis sehr hoch und weitere 19 Prozent als mittel beschrieben. Bei Agentur für Arbeit 
beschrieben 19 Prozent die Häufigkeit des Kontakts als Mittel. Auffällig ist, dass viele Sozialplaner*innen hier keine Angaben 
gemacht haben. 

Für die Fachplaner*innen hingegen hat der Kontakt sowohl mit dem Jobcenter als auch mit der Agentur für Arbeit eine hö-
here Intensität: Der Austausch mit der Agentur für Arbeit wird von 26 Prozent als hoch bis sehr hoch bewertet und mit dem 
Jobcenter sogar mit 51 Prozent hoch bis sehr hoch eingeschätzt. 

ABBILDUNG 17 | ANTWORTEN AUS ABBILDUNG 16, FÜR DIE GRUPPE DER SOZIALPLANER 
	 *INNEN AUFGESCHLÜSSELT (N=21, ANGABEN IN PROZENT – GERUNDET)

Sozialplanung
Stadtplanung/Freie Träger Schulamt Jugendhilfe(-pGesundheitsaJobcenter Agentur für A PlanungskoorLSZ-Planer*inIntegrationsmWirtschaftsförderung

sehr gering 38% 19% 14% 10% 10% 14% 5%
gering 10% 10% 19% 10% 10% 5% 10% 10% 19%
mittel 14% 5% 5% 10% 5% 19% 19% 14% 10% 29%
hoch 10% 33% 5% 19% 19% 10% 19% 14% 5%
sehr hoch 14% 10% 5% 19% 10%
k.A. 29% 48% 62% 38% 48% 57% 67% 38% 52% 90% 43%
Gesamt 100% 100% 100% 100% 100% 100% 100% 100% 100% 100% 100%
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sehr hoch hoch mittel gering sehr gering k.A.

Bitte beschreiben Sie die Intensität Ihrer Zusammenarbeit - außerhalb des zuständigen Dezernats - mit folgenden Akteuren. 
(Gruppe der Sozialplaner*innen N=21, Mehrfachnennungen möglich)
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Die Zusammenarbeit der Sozialplaner*innen mit den Integrationsmanager*innen scheint im Vergleich zu den Fachplaner*innen 
weniger ausgeprägt zu sein: 90 Prozent der Befragten (Abbildung 18) machten dazu keine Angaben, obwohl diese über die 
Armutspräventionsrichtlinie gefördert und dem sozialen Bereich zuordenbar sind. Hier gilt es zu berücksichtigen, dass auch 
die Integrationsmanager*innen bei der Auswertung den Sozialplaner*innen zugerechnet wurden und diese bei der genaueren 
Betrachtung der Daten, bei der Aussage keine Angabe machten. 

Dennoch erscheint es so, dass es kaum einen intensiven Austausch mit den Integrationsmanager*innen gibt. Auch wenn die 
Gründe hierfür nicht im Rahmen der vorliegenden Studie erhoben werden konnten, deckt sich diese Erkenntnis mit Aussagen 
aus den Gruppengesprächen. Erste vorsichtige Annahmen, die sich dennoch ableiten lassen, lauten: ThILIK ist oftmals sowohl 
räumlich als auch organisatorisch vom Rest der Sozialplanung abgekoppelt. Sind die Integrationsmanager*innen bspw. im Bereich 
der Ausländerbehörde / Asyl angesiedelt, werden sie nicht als Teil der Verwaltungseinheit „Sozialplanung“ wahrgenommen. 

„Momentan ist es eher noch Nischenthema für Viele, wird nicht als das Wesentliche wahrgenommen, wird auch oft in dem 
sozialen Fokus übersehen, so mein Eindruck. Dann ist es auch freiwillig. Migration nie ganz verortet – wer ist eigentlich zu-
ständig und wohin gehört [Integrationsmanagement] eigentlich?“ (G1) 

ABBILDUNG 18 |	ANTWORTEN AUS ABBILDUNG 16, FÜR DIE GRUPPE DER FACHPLANER*INNEN 
	 AUFGESCHLÜSSELT (N=12 ANGABEN IN PROZENT-GERUNDET)

Fachplanung
Stadtplanung Freie Träger Schulamt Jugendhilfe(-pGesundheitsaJobcenter Agentur für A PlanungskoorLSZ-Planer*inIntegrationsmanager*innen

sehr gering 13% 13% 13% 13% 38% 25%
gering 25% 13% 13% 13% 13% 13% 13%
mittel 25% 13% 13% 13% 25% 25% 13% 25%
hoch 25% 50% 25% 50% 38% 38% 13% 13%
sehr hoch 13% 13% 25% 25% 13% 13% 50% 50% 25%
k.A. 13% 13% 25% 13% 13% 13% 13% 38% 13% 13%
Gesamt 8 8 8 8 8 8 8 8 8 8
Summe 100% 100% 100% 100% 100% 100% 100% 100% 100% 100%
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Bitte beschreiben Sie die Intensität Ihrer Zusammenarbeit - außerhalb des zuständigen Dezernats - mit folgenden Akteuren. 
(Gruppe der Fachplaner*innen =12, Mehrfachnennungen möglich)
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Wird das Antwortverhalten der Teilnehmer*innen der Studie nach Fachplaner*innen und Sozialplaner*innen aufgeschlüsselt, 
dann zeigt sich, dass von den Fachplaner*innen die Zusammenarbeit mit den Integrationsmanager*innen als sehr intensiv 
(25 Prozent) beziehungsweise noch als mittelmäßig (25 Prozent) intensiv wahrgenommen wird. Das kann damit im Zusammen-
hang stehen, dass die Integrationsmanager*innen ähnlich wie die Fachplaner*innen stark im operativen Bereich tätig sind. 
Letztes bestätigt sich mit Blick auf den aktuellen Zustrom von Menschen, die vor dem Krieg in der Ukraine fliehen. Obwohl im 
Krisenstab eingebunden, besteht die Hauptaufgabe der Integrationsmanager*innen in der Organisation von Hilfsangeboten 
(z. B. Übersetzungsleistungen, Unterkünfte für Geflüchtete vor Ort etc.). Wie oben beschrieben muss der Kontakt in der Praxis 
nicht notwendigerweise sehr intensiv sein. Die Zusammenarbeit zwischen Integrationsmanager*innen und Planungskoordi-
nator*innen wurde in den Gesprächen als sehr gut beschrieben. Jedoch wird eine regelmäßige Abstimmung zwischen den 
Planenden durch unterschiedliche Arbeitsroutinen in der Praxis erschwert. 

Abschließend sei der Hinweis erlaubt, dass die Intensität der Kommunikation nur ein mögliches Kriterium zur Bewertung von 
Zusammenarbeit ist und bedingt etwas über die Qualität der Zusammenarbeit aussagt. 

Neben der Intensität in der Zusammenarbeit ist ein Blick auf die Reichweite der Vernetzung von Bedeutung. Diese lässt sich 
u.a. durch die Aktivität der Planenden in Gremien und Netzwerken beurteilen. Die Abbildung 19 zeigt die drei wichtigsten 
Netzwerke und Gremien auf, in denen die Planenden in den letzten drei Jahren aktiv waren. Es wird deutlich, dass die wich-
tigsten Gremien die Steuerungsgruppen der Sozialplanung und die Sozialausschüsse sind (siehe auch Abbildung 15).

Die Steuerungsgremien der Sozialplanung sind erwartungsgemäß eine wichtige Plattform für die Sozialplaner*innen. In Steu-
erungsgremien kann ein bereichsübergreifender Austausch über Ziele und Maßnahmen erfolgen, meistens sind dabei auch 
Vertreter*innen des Jobcenters bzw. der Agentur für Arbeit anwesend. Betrachtet man die Angaben für die Fachplanung, 
findet sich an dritter Stelle der Jour fixe mit der Leitungsebene und der Ausschuss für Bildung, Kultur und Sport. 

Die Steuerungsgruppen sind sehr heterogen zusammengesetzt. Für die Armutsprävention sind die Steuerungsgruppen 
„mit Vertreter*innen aus Politik (Beigeordnete, Bürgermeister*innen, Ausschussmitglieder) und Verwaltung (insbesondere 
aus den Fachbereichen Familie, Jugend, Gesundheit, Schule, Soziales aber auch Statistik und Stadt- bzw. Kreisplanung) be-
setzt, die temporär und themenbezogen weitere Mitglieder berufen können. Weitere Steuerungsgruppen sind zusätzlich mit 
Vertreter*innen der Agentur für Arbeit, des Jobcenters, der Träger der Freien Wohlfahrtspflege, der Wirtschaftsförderung, 
der Industrie- und Handelskammer und der Handwerkskammern besetzt. Zudem gibt es Steuerungsgruppen, die zusätzlich 
den*die Beauftragte*n für Menschen mit Behinderung, Senior*innen-, Integrations- und Gleichstellungsbeauftragte*n mit 
einbeziehen“ (Huber/Frank 2020, S. 21).
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Wie Abbildung 19 und die Tabelle 2 zeigen, sind die befragten Planer*innen in vielen unterschiedlichen Gremien, Arbeits-
gruppen und Ausschüssen eingebunden. Unter „Sonstiges“ wurden am häufigsten landesweite Netzwerk- bzw. Arbeitstreffen 
und Austauchformate genannt, verantwortet durch: die Thüringer Begleitstrukturen des IKPE, das Kompetenzzentrum Stra-
tegische Sozialplanung (KOSS) der Freien Wohlfahrtsträger und die Koordinierungsstelle Thüringer Initiative für Integration, 
Nachhaltigkeit, Kooperation und Aktivierung (ThINKA). Die vollständige Übersicht ist in Tabelle 2 dargestellt. Diese Angaben 
machen neben der Reichweite in der Vernetzung der Planer*innen auch die Verzahnung der unterschiedlichen Programme 
miteinander deutlich.

Weiter wurde nach der Relevanz der eigenen Netzwerkarbeit in der Verwaltung sowie dem zeitlichen Umfang gefragt.

ABBILDUNG 19 |	 AKTIVE TEILNAHME IN GREMIEN INNERHALB DER LETZTEN 1.5 JAHRE 
	 (ZUM ZEITPUNKT DER BEFRAGUNG)
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Hinsichtlich der Relevanz der Netzwerkarbeit für ihre tägliche Arbeit schätzen 57 Prozent der Fach- und Sozialplaner*innen ihre 
Netzwerkarbeit als relevant bis sehr relevant ein. Demgegenüber stehen allerdings 30 Prozent, die die Netzwerkaktivitäten 
als etwas und wenig relevant beurteilen (Abbildung 20). Das spiegelt sich auch in der geschätzten wöchentlichen aufgewen-
deten Arbeitszeit wider, welche sich symmetrisch zu der wahrgenommenen Wichtigkeit der eigenen Netzwerkarbeit verhält. 
Ebenfalls 57 Prozent der Befragten gaben an, mindestens vier Stunden, 30 Prozent höchstens vier Stunden wöchentlich für 
die Netzwerkarbeit aufzubringen. 21 Prozent gaben sogar bis zu acht Stunden an, die sie für die Netzwerkarbeit pro Woche 
aufwenden (Abbildung 21). Die hohe Korrelation im Antwortverhalten zwischen beiden Fragen5 deutet darauf hin, dass sich 

5   Ermittelt wurde die Korrelation anhand des Kontingenzkoeffizienten (C=0.889, P<0.01).

TABELLE 2 | ANGABEN IN DEM FELD „SONSTIGES“ DER ABBILDUNG 19

So
zi

al
pl

an
un

g

LSZ AG Evaluation des IKPE; LSZ-Ausschuss; Planungsbeirat für Integrierte Sozialpla-
nung, Schulträgerausschuss, LSZ-AG, LSZ-Strategiegruppe, Unterarbeitsgruppe des 
Gemeindepsychiatrischen Verbundes, Netzwerke der örtlichen Kinder- und Jugend-
hilfe (z. B. Frühe Hilfen) Netzwerke auf Landesebene (z. B. Arbeitskreis Sozialpla-
nung); offener Austausch Armutsprävention/LSZ vom IKPE

Armuts- 
prävention

Netzwerksitzungen; Planungsbeirat für Integrierte Sozialplanung, Schulträgeraus-
schuss, Planungsgruppen; Netzwerktreffen Präventionskette; Unterarbeitsgruppe 
des Gemeindepsychiatrischen Verbundes; Kreisgruppensitzung der LIGA und Pari-
tät; AG Sozialplanung/LSZ; offener Austausch Armutsprävention/LSZ vom IKPE

ThILIK LAG Integrationsbeauftragte; AK kommunales Integrationsmanagement; Ehren-
amtsstammtisch Beirat für Migration und Integration; verschiedene lokale migrati-
onsspezifische AK; verschiedene landesweite migrationsspezifische AK; LSZ-Steu-
erungsgremium, ThINKA-Steuerungsgremium, Begleitgremium für die Integrierte 
Sozialraumplanung; Ausländerbeirat, AG Barrierefreie Kommunikation

Fa
ch

pl
an

un
g

Gesundheit Städtische Fach-AGs/Gremien (z. B. Netzwerk Frühe Hilfen), LandesAGs (z. B. AG 
kommunale Gesundheitsförderung) 

Bildung Bildungs- und Sportausschuss; Netzwerk Integration, Netzwerk digitale Bildung; 
Jugendberufsagentur; AG Bildungsmonitoring; Steuergruppe Bildung 

Sonstige
(nicht zu- 
ordenbar)

AG Sozialpsychiatrie; AG Häusliche Gewalt; Behindertenbeirat; ThINKA; Quar-
tiersarbeit; Schulnetzplanung
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im Antwortverhalten auf die Frage nach der wahrgenommenen Wichtigkeit der eigenen Netzwerkarbeit nicht ausschließlich 
die Wahrnehmung der Planer*innen, sondern auch die durch den Vorgesetzten wahrgenommene Relevanz der Netzwerkarbeit 
der Planer*innen widerspiegelt. 

ABBILDUNG 21 | DURCHSCHNITTLICHE WÖCHENTLICHE ARBEITSZEIT, 
	 DIE FÜR NETZWERKARBEIT AUFGEWENDET WIRD (N=29) 

ABBILDUNG 20 | WAHRGENOMMENE RELEVANZ DER EIGENEN NETZWERKARBEIT
	 DURCH DIE BEFRAGTEN (N=29)

k.A. < 2h 2-4 Stunden 4-6 Stunden 6-8 Stunden > 8 Stunden Gesamt

4 3 7 8 4 7 33
12% 9% 21% 24% 12% 21% 1,00
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%
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Zu Beginn der Pandemie konnte der Kontakt zu den Netzwerkpartner*innen etwa im Rahmen formeller Gremienarbeit oft 
nur rudimentär aufrechterhalten werden. Mit Fortdauer der Kontaktbeschränkungen wurde in den Thüringer Gebietskörper-
schaften die technische Ausstattung und damit die Möglichkeit für Videokonferenzen verbessert, ebenso wurden Geschäfts-
ordnungen von Arbeitsgruppen und Gremien geändert, um Beschlüsse auch in Videokonferenzen treffen zu können. Nach 
Einschätzung der Planer*innen besteht hier weiterhin Verbesserungspotenzial (Abbildung 22). Zum einen stimmt knapp ein 
Drittel der Aussage zu, dass die Umstellung auf digitale Tools für die Kommunikation in ihrer Verwaltung gelungen ist. Zum 
anderen teilt ein Großteil der Planer*innen die Einschätzung, dass Videokonferenzen als alleinige Plattform nicht ausreichend 
seien, um Herausforderungen in aller Tiefe zu diskutieren. Der Informationsfluss durch informelle Gespräche, das „berühmte 
Kaffeetischgespräch“ (G 2) und Kontakte würden fehlen und damit drohe auch eine Quelle für innovative Ideen zu versiegen: 

„Am Telefon oder Online versucht man glaube ich eher mal durchzupowern, also die Punkte durchzukriegen oder so, aber in 
so Präsenz, dann kommt man mal ins Gespräch und es kommen eher neue Ideen rum“ (G 2).

ABBILDUNG 22 | EINSCHÄTZUNGEN ZUR NETZWERKARBEIT UND KOMMUNIKATION 
	 (N=33, ANGABEN IN PROZENT – GERUNDET) 

Die Umstellung der 
verwaltungsinterne
n 
Beteiligungsprozess
e auf digitale 
Formate hat 
insgesamt gut 
funktioniert. 

Der Austausch über 
digitale Formate 
reicht bisher nicht 
aus, um 
Herausforderungen 
in der Tiefe zu 
diskutieren und 
langfristige 
Lösungsstrategien 
zu entwickeln.

Durch die 
Pandemie war 
die Vernetzung 
auch mit kleinen  
Vereinen/Träger
n leichter 
möglich 
(Stärkung 
persönlicher 
Netzwerke).

Ich stimme der
Aussage gar nicht 
zu 16% 3% 22%
Ich stimme der
Aussage eher 
nicht zu 38% 6% 63%
Ich stimme der
Aussage eher zu 25% 47%
Ich stimme der
Aussage voll und 
ganz zu 6% 34%

k.A. 16% 9% 16%
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Die Umstellung der verwaltungsinternen Beteiligungsprozesse auf 
digitale Formate hat insgesamt gut funktioniert.

Der Austausch über digitale Formate reicht bisher nicht aus, um 
Herausforderungen in der Tiefe zu diskutieren und langfristige 

Lösungsstrategien zu entwickeln.

Durch die Pandemie war die Vernetzung auch mit kleinen Vereinen/
Trägern leichter möglich (Stärkung persönlicher Netzwerke).

40% 60% 80%   

Ich stimme der Aussage eher nicht zuIch stimme der Aussage voll und ganz zu Ich stimme der Aussage eher zu 
Ich stimme der Aussage gar nicht zu k.A.
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„Informelle Netzwerke wurden wichtiger mit den Kollegen, mit denen man vorher schon viel Kontakt hatte, da sind dann 
schnell auch informelle Netzwerke geschaffen worden sozusagen, kurzer Dienstweg, mehr oder weniger, um sich über gewisse 
Themen abzustimmen aber alles was darüber hinaus geht, also [...] mit Akteur*innen und auch mit der Zielgruppe, mit denen 
man nicht automatisch immer schon einen relativ engen Kontakt hat, da sind auch jetzt keine großen informellen Netzwerke 
aufgebaut worden, ehrlich gesagt“ (G 2). 

„aber bei Netzwerken, die ich nicht selbst leite, da hake ich jetzt nicht, sage ich mal, regelmäßig nochmal nach und da denke 
ich, geht dann doch Vieles, sag ich mal, verloren“ (G2). 

Während die obigen Zitate das Wegbrechen von losen Verbindungen betonen und auf eine Verfestigung bereits bestehender 
Netzwerke hindeuten, zeigen die Aussagen in Abbildung 16, dass sich durchaus neue Netzwerke gebildet haben.

„Für die informellen Netzwerkstrukturen, die sich in den letzten Monaten gebildet haben, gibt es glaube ich gar keinen Ver-
stetigungsansatz […]. Ich habe mein persönliches Netzwerk ausgebaut und so lange ich in dem Bereich arbeite, kann ich auf 
diese Strukturen zurückgreifen“ (G 1). 

ABBILDUNG 23 | DIE BEDEUTUNG PERSÖNLICHER NETZWERKE IM ARBEITSFELD 
	 DER INTEGRIERTEN SOZIALPLANUNG (N=33)

Die Nutzung 
persönlicher 
(beruflicher) 
Netzwerke 
hat für die 
Erfüllung 
Ihrer 
Aufgaben an 
Bedeutung 
gewonnen.

Die 
Netzwerke 
hängen 
immer noch 
stark an den 
Planungsfac
hkräften, es 
fehlt 
weiterhin an 
einer 
institutionelle
n 
Verstetigung
sstrategie.

Ich stimme ga 3% 3%
Ich stimme eh 19% 9%
Ich stimme  e 44% 47%
Ich stimme 
voll und 
ganz zu 13% 28%
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Gesamt 32 32
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institutionellen Verstetigungsstrategie.

Ich stimme voll und ganz zu Ich stimme eher zu Ich stimme eher nicht zu k.A.Ich stimme gar nicht zu
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Die Erkenntnisse (Abbildung 23) decken sich mit den Schlussfolgerungen der IKPE Studie 2020 (Kretzschmar et al. 2020, 
S. 6), in der es einen hohen Zustimmungswert bei der Inanspruchnahme informeller Austauschmöglichkeiten gab. Informelle 
Strukturen wurden personenabhängig genutzt, konnten aber keine institutionalisierten Gremien auf längere Zeit ersetzen. 
Es zeigte sich, dass 

„Planer*innen, die bereits vor den Kontaktbeschränkungen über ein tragfähiges Netzwerk verfügten, konnten im Pande-
mie-Geschehen auf diese zurückgreifen. Sie gaben in den Gruppeninterviews an‚ […], dass man innerhalb der Verwaltung [und 
auch mit den Trägern] viel näher zusammenrückt […]‘. Insbesondere dort, wo bereits Trägerstrukturen existierten, zwischen 
Planer*innen und Leistungsträgern ein gutes Vertrauensverhältnis herrschte und die Planer*innen proaktiv auf die Träger 
zugingen, konnten zügig auf informellem Weg Informationen über die Bedarfe der Bevölkerung gewonnen werden“ (Fischer/
Frank/Hilse-Carstensen 2020, S. 470). 

In Hochphasen der Pandemie wurden Planer*innen zur Kontaktnachverfolgung im Gesundheitsamt eingesetzt oder auch im 
Krisenstab eingebunden, dort konnten ganz neue Kontakte geknüpft werden. In der Kontaktnachverfolgung waren „über den 
Schulsozialarbeiter bis zum Jugendzentrumsmitarbeiter [alle eingebunden und man so] einfach sein Netzwerk erweitert [hat]“ 
(G 2). Wie in der Abbildung 16 zu sehen ist, schätzten 44 Prozent aller Planer*innen den Austausch mit dem Gesundheitsamt 
als intensiv bis sehr intensiv ein. Die Zusammenarbeit während der Corona-Pandemie kann rückblickend als Türöffner verstan-
den werden. Während im Zweiten Thüringer Sozialstrukturatlas (vgl. Helbig et al. 2020, S. 209) die Zusammenarbeit mit dem 
Gesundheitsamt noch als eher mühsam und personenbezogen beschrieben wurde, haben sich neue Zugangsmöglichkeiten 
etabliert. Eine Aussage aus dem Gruppeninterview illustriert diesen Wandlungsprozess: 

„Und durch die Vernetzung auch im Rahmen der Pandemie-Stäbe hat man glaube ich nochmal eine ganz andere vernetzte 
Möglichkeit, mit bisher nicht so im Fokus stehenden Teilnehmerinnen und Teilnehmern, oder Beteiligten, ins Gespräch zu 
kommen, wie z. B. mit dem Katastrophenschutz, mit der Feuerwehr, mit dem Gesundheitsamt. Es sind jetzt andere Netzwerke 
plötzlich im Fokus gewesen, die man jetzt im normalen, fachlichen Diskurs natürlich auch mit einladen kann […] [o]b es der 
Gesundheits- oder der Präventionskoordinator vom Gesundheitsamt ist, oder Suchtprävention. Das spielt jetzt plötzlich eine 
ganz andere Rolle, sie zu beteiligen. […]. Und diese zusätzliche Vernetzung, über den Tellerrand hinaus, ist glaube ich auch 
eine Strategie, die man jetzt auch nutzen sollte“ (G 1).  
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3.3.2	 Digitale Kommunikation 

Nicht nur die Netzwerkarbeit hat sich geändert, sondern auch digitale Kommunikationswege haben sich mittlerweile etabliert, 
wie Abbildung 24 zeigt.

Durch die Pandemie wurden digitale Kommunikationstools immer stärker genutzt. Es wurde an vielen Stellen versucht die 
Veranstaltungsangebote für die Zielgruppe(n) auf Onlineformate umzustellen. Jedoch hängt die Akzeptanz und Zufriedenheit 
mit den neuen Formaten stark von der Art der konkreten Umsetzung ab (Abbildung 24). So ergibt sich bezüglich der Frage, ob 
hybride Veranstaltungsformate künftig standardmäßig mitgedacht und geplant werden sollen, über alle Planer*innen hinweg 
eine hohe Zustimmung von 81 Prozent. Die Zustimmungswerte bei Fach- und Sozialplaner*innen differenzieren sich etwas, 
sie liegen mit 70 Prozent bzw. 82 Prozent bei beiden Gruppen auf einem hohen Niveau.6

Ein Blick auf die veränderte Wertschätzung der Adressat*innengruppe in den Verwaltungen und Organisationen zeigt ein 
polarisierendes Bild: Während unter allen Befragten eine geringe Zustimmung von 19 Prozent zu der Aussage anzutreffen 
ist, stimmen nur 6 Prozent der Sozialplaner*innen dieser Aussage eher nicht oder gar nicht zu. Von den Fachplaner*innen 
hingegen bestätigt mehr als jede*r Dritte diese Aussage (40 Prozent).

6  Das lässt sich durch die hohen Zustimmungen bei den programmfernen Antwortenden erklären.

ABBILDUNG 24 | KOMMUNIKATIONSFORMEN (N=33, ANGABEN IN PROZENT – GERUNDET)
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Bezüglich des Einsatzes von Instrumenten zur Bürgerbeteiligung gab es in den Gruppen der Fach- und Sozialplaner*innen 
(jeweils 20 Prozent bzw. 12 Prozent) eine vergleichbar hohe Skepsis, welche sich durch den sehr geringen Anteil an Antworten 
zeigt, die der Aussage zustimmen. Insgesamt betrachtet lag die Zustimmung bei 13 Prozent.

„auf der anderen Seite müssen natürliche diese Voraussetzungen auch da sein, [...] [wir] haben diese digitalen Formate eher 
mit Expertinnen und Akteuren gemacht bisher und da auch relativ erfolgreich. Was jetzt so konkret Beteiligung und Einbindung 
von Zielgruppen anbelangt: da wollen wir jetzt zukünftig noch ein bisschen mehr probieren“ (G 2).

Der Aussage, in Zukunft digitale Angebote parallel zu den Präsenzformaten als gleichwertig beizubehalten, stimmen zwei 
Drittel der Befragten zu. Jedoch zeigt sich beim Blick auf die beiden Gruppen erneut ein deutlicher Unterschied: Während 
unter den befragten Fachplaner*innen jede*r Zweite der Aussage zustimmte, zeigten unter den Sozialplaner*innen 88 Prozent 
ihre Zustimmung. Allgemein wird die Digitalisierung als Unterstützung in der Kommunikation und für Arbeitsprozesse als eine 
sinnvolle methodische Ergänzung wahrgenommen. Jedoch werden auch Grenzen reflektiert, wie das Zitat zeigt:

„Und in der Zukunft wird es auch meines Erachtens nicht eine Form sein, dass alles digital sein wird. Da werden wir bestimmte 
Klientel verlieren. Und das ist auch eine Erfahrung aus dieser Pandemie-Zeit: Wir können nicht nur digital denken. Digital wird 
ein sehr wichtiger Bestandteil sein, aber nicht der Entscheidende, vor allem auch nicht im Rahmen der Sozialraumplanung 
oder den Bedarfsplanungen im sozialräumlichen Kontext“ (G1).

„[Digitale Angebote sind] eine Möglichkeit, um schnell Informationen auszutauschen – es ist aber nicht zielführend für eine 
sozialräumliche, integrierte und partizipative Form des Miteinanders“ (G 1).

Auf die Frage „Was braucht es Ihrer Meinung nach am dringendsten, damit die positiven Anpassungen, die durch die Pandemie 
vorgenommen worden sind, in Ihrer Organisation dauerhaft etabliert werden können?“ gab es folgende Antworten: 

•	 eine bessere technische Ausstattung (55 Prozent), 

•	 mehr Technikoffenheit bei Vorgesetzten (45 Prozent) und 

•	 eine langfristige Personalplanung (45 Prozent). 

Für die Sozialplaner*innen steht die bessere technische Ausstattung (65 Prozent) ebenfalls an erster Stelle, gefolgt von 
langfristiger Personalplanung (50 Prozent) und Technikoffenheit bei den Vorgesetzten (45 Prozent). Für Fachplaner*innen 
hat Technikoffenheit bei Vorgesetzten (45 Prozent) und bessere technische Ausstattung oberste Priorität (35 Prozent). In den 
Verwaltungen wird von den Befragten nach wie vor ein großer Nachholbedarf bei der technischen Ausstattung wahrgenommen. 
Das trifft nicht nur auf die Verwaltung zu, gleichermaßen auf die Adressat*innen der Fach- und Sozialplanung. Letztere benö-
tigen sowohl die Kompetenz als auch die technische Ausstattung, um die Angebote der Verwaltung wahrnehmen zu können.
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3.4 Zugänge und Bedarfsermittlung

3.4.1	 Bedarfe erkennen und ermitteln

Ein datengestütztes Vorgehen ist die Grundlage für eine fundierte bedarfsorientierte Sozialplanung. Nicht umsonst wird das 
Datenmanagement als wichtiger Fund der Sozialplanung bezeichnet (vgl. Bienek und Holmgaard 2016), aus dem sie ihre 
kommunalspezifische fachliche Expertise speist. Für die Situation in Thüringen bestätigen dies sowohl die Umfragen des IKPE 
als auch die Ergebnisse aus der Zusammenarbeit mit den Thüringer Gebietskörperschaften (vgl. Kretzschmar et al. 2020). 
Aufgrund verschiedener Bevölkerungsdaten kann die Sozialplanung die Bedarfe im gesamten Kontext der Kommune bewerten 
und gemäß des Planungskreislaufes nach Reichwein et al. (2011) weitere Schritte der bedarfsgerechten Infrastrukturplanung 
einleiten. Dies kann sowohl neue Bedarfe hervorbringen, als auch eine Abnahme, Konstanz oder Steigerung der Relevanz von 
bereits bekannten Bedarfen implizieren. 

Auf Grundlage einer fundierten, regelmäßigen und beteiligungsorientierten Bedarfserhebung kann Sozialplanung ihrem 
Anspruch gerecht werden, eine vorbeugende kommunale Sozialpolitik anzuregen und aktiv mitzugestalten, indem sie poli-
tikberatend und -unterstützend planerische Expertise in politische Entscheidungsprozesse einbringt (vgl. Fischer et al. 2021).

Die Sozialplaner*innen in Thüringen haben in den letzten Jahren diverse Informationsnetzwerke aufgebaut, Monitoringsys-
teme angelegt und Erhebungen durchgeführt oder in Auftrag gegeben. In 22 Thüringer Landkreisen und kreisfreien Städten 
ist dabei ein Mix an verschiedenen Wegen und Prozessen entstanden, wie kommunale Sozialplanung die Bedarfserhebung 
vor Ort umsetzt. 

Trotz aller Heterogenität gab es einen Faktor, welcher für die Sozialplaner*innen in den letzten Monaten über alle bis dato 
bekannten Maße prägend war: Die pandemiebedingten Kontaktbeschränkungen und die damit einhergehenden Umwege bei 
der Bedarfsermittlung. Aus der Datenanalyse lässt sich folgende Kernaussage zusammenfassen, die im Weiteren mit einzelnen 
Daten unterlegt wird. 

Kernaussage:

Pandemiebedingt wurde die Bedarfsermittlung in der kommunalen 
Planung erheblich erschwert. Informationskanäle brachen zum Teil weg, 
bewährte Wege der Bedarfsermittlung liefen ins Leere. Planende bezogen 
sich bei der Bedarfseinschätzung häufig auf ihr Erfahrungswissen. Das 
Spannungsverhältnis in Bezug auf die Bedarfseinschätzung spitzte sich in 
der Corona-Krise zu: quantifizierbare Daten versus Intuition.
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BEDARFE UND SICHTBARKEIT 

Die verschiedenen Herausforderungen bei der Bedarfsermittlung waren bereits 2020 ein zentrales Ergebnis der IKPE-Studie zur 
Sozialplanung in der Corona-Pandemie (Kretzschmar et al. 2020). In 2021 bestätigte die Mehrheit der befragten Planer*innen 
eine Zunahme an Bedarfen bei den Zielgruppen. Bei den Antworten zur Frage der 2021 durchgeführten Onlinebefragung, 
wie sich die Bedarfe und deren Sichtbarkeit über die Zeit entwickelt haben (siehe Abbildung 25), zeigte sich ein heterogenes 
Antwortverhalten. 

Es stellten (nicht differenziert nach Programmen) 93 Prozent der Planer*innen fest, dass die Bedarfe bei den Zielgruppen 
pandemiebedingt zugenommen haben. Unterschiede traten deutlich in Erscheinung, wenn die Sozial- und Fachplaner*innen 
zusätzlich nach der Entwicklung der Sichtbarkeit der Problemlagen bei ihrer Zielgruppe befragt wurden: Die Gesamtzahl der 
Fachplaner*innen waren sich einig, dass sowohl die Bedarfe als auch deren Sichtbarkeit während der Pandemie zugenommen 
haben (100 Prozent). Bei den Sozialplaner*innen gab es ebenfalls eine sehr hohe Zustimmung zu der Aussage, dass die Bedarfe 
gestiegen sind (88 Prozent), bezüglich der Sichtbarkeit wurden beide Alternativen jedoch gleich häufig gewählt. Nur jede*r 
neunte Sozialplaner*in gab an, dass die Bedarfe nicht gestiegen seien. Dass sowohl die Bedarfe als auch die Sichtbarkeit 
gestiegen sind, wird von knapp jedem zweiten Sozialplanenden (45 Prozent) bestätigt, im Unterschied zur 100 prozentigen 
Zustimmung der Fachplaner*innen.

ABBILDUNG 25 | BEURTEILUNG DER WAHRGENOMMENEN ENTWICKLUNG UND DER 
	 SICHTBARKEIT DER  BEDARFE VON ZIELGRUPPEN WÄHREND DER 
	 PANDEMIEZEIT 

Wie beurteilen Sie die Entwicklung der 
Bedarfe und deren Sichtbarkeit von ihrer 
Zielgruppe während der Pandemie?

BEDARFE

Integrative Sozialplanung (ISP): NGes=29

sind gestiegen sind nicht gestiegenSozialplanung (SP): NSP=18

Fachplanung (FP): NFP=11

SICHTBARKEIT

ist gestiegen

ISP: 65% (NGes=19) ISP: 7% (NGes=2)

SP: 44,5% (NSP=8) SP: 11% (NSP=2)

FP: 100% (NFP=11)

ist nicht gestiegen
ISP: 28% (NGes=8)

ISP: 0% (NGes=0)
SP: 44,5% (NSP=8)
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Die ergänzenden Antworten aus der Onlineumfrage bzgl. der Entwicklung von Bedarfen und deren Sichtbarkeit lieferten 
einige prägnante Befunde und vertiefen die bisher dargestellten Ergebnisse punktuell. Von den folgenden fünf ausgewählten 
Zitaten stammen die ersten vier Aussagen von Sozialplaner*innen und das letzte von einem Fachplanenden aus dem Bereich 
der Gesundheitsplanung.

„Die zunehmende Heterogenität der Zielgruppe in Verbindung mit der relativ geringen Anzahl gleicher/
ähnlicher Problemlagen führt zu einer tendenziell zunehmenden Einzelfallberatung/-Hilfe.“ (Integrations-
management)

„Die Corona-Pandemie hat dafür gesorgt, dass spezifische Problemlagen zugenommen haben und auch sicht-
barer geworden sind. Diese Rückmeldung erhält die Sozialplanung aus verschiedenen Verwaltungsbereichen 
und von der Zusammenarbeit mit den Trägern in der Stadt.“ (Armutsprävention und Familienförderung)

„Coronabedingt sind in vielen Zielgruppen multiple Probleme aufgetreten, die aber nicht sichtbar sind, 
da der Kontakt (insbesondere der persönliche fehlt/nicht sein darf). Viele Begegnungsmöglichkeiten sind 
weggefallen und damit auch viele Möglichkeiten an spezifische Zielgruppen heranzukommen.“ (Familien-
förderung) 

„Durch die Pandemielage hat sich die Lage der vulnerablen Gruppen verstärkt […] die Unterstützungs-
angebote sind weniger geworden.“ (Gesundheitsplanung)

Die Erfahrungen der Planer*innen zeigen, dass die Problemlagen und die daraus resultierende Bedarfe zugenommen haben, 
auch wenn sie nicht immer sichtbar sind.

Bedarfe bei den Zielgruppen

Im Rahmen der Onlinebefragung haben die befragten kommunalen Sozial- und Fachplaner*innen die wahrgenommenen Bedarfe 
bei ihren Zielgruppen eingeschätzt. Hierbei haben sich entlang der Programme und der Dimensionen Sozial- und Fachplanung 
Unterschiede in der Priorisierung herausgestellt (Abbildung 26). 

Die Teilauswertung nach Programmzugehörigkeit ergab, dass für die Sozialplaner*innen die Verbesserung der sozialen 
Teilhabe und der Zugang zu Informationen aus Sicht der Zielgruppe oberste Priorität hatten. Ebenfalls wurden der Zugang 
zu Informationen (66 Prozent), als auch zu Weiterbildung und Qualifizierung (45 Prozent) für die Fachplaner*innen als die 
vordergründigen Bedarfslagen bei der eigenen Zielgruppe genannt. Technische Ausstattung und dazugehöriges Know-how 
fand hingegen nur ca. jede*r fünfte Sozialplaner*in und etwas mehr als jede*r dritte Fachplaner*in relevant. 

Weiterbildung und Qualifizierung der Zielgruppe war sowohl aus der Perspektive der Sozialplaner*innen als auch aus die der 
Fachplaner*innen von hoher Wichtigkeit (ca. 55 Prozent bzw. ca. 45 Prozent). Eine Besonderheit der Teilauswertung stellte 
die Antwortverteilung auf die Kategorie „Wohn- und Freizeitgestaltung“ dar, welche in der Gesamtbetrachtung an vierter 
Stelle rangierte. Aus dem Umfeld der Fachplaner*innen gab es zu diesem Aspekt keine Nennung, was sich daraus erklären 
lässt, dass die Wohn- und Freizeitgestaltung nicht oder nur mit speziellen themenspezifischen Zuschnitt in den originären 
Aufgabenbereich der jeweiligen Fachplanung fällt. Ähnliches gilt für den Bereich „Betreuung und Pflege“. Auch dieser war 
nur für die befragten Sozialplaner*innen relevant. Insgesamt spricht dieser Befund für einen ganzheitlicheren Blick der Sozi-
alplanung auf die Bedarfe ihrer Zielgruppen. 
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In den Interviews wurde die Wahrnehmung von Bedarfen ebenfalls thematisiert. Eine Sozialplanerin bezog sich auf existierende 
soziale Ungleichheiten in der Bevölkerung und darauf, dass sich die Lage für diese Personen durch die Pandemie verschlech-
tert hatte. Reduziert auf die eigenen vier Wände, erhalten die „Menschen, die es sowieso schon immer besonders schwer 
haben, jetzt noch weniger Unterstützung“ (GI 1). „Aufgrund der Isolierung haben Bedarfe zugenommen“ (Onlineumfrage). 
Räumliche Begrenztheit und der fehlende Zugang zu Angeboten sowie der Begegnung außerhalb der Wohnung führen zu 
einer Zuspitzung an Bedarfen. 

Daten vs. Intuition – unüberwindbare Gegensätze?

Daten sind die Grundlage für die Bedarfsermittlung in Sozialplanungsprozessen und stellen die Basis für die fachliche Expertise 
von Planer*innen dar. Komplementär zu empirischen Daten kann sich eine fachliche Expertise auch aus dem Erfahrungswissen 
der Planenden ergeben. Gerade mit Blick in eine eher ungewisse Bedarfslage können Erfahrungswissen und Plausibilitätsan-
nahmen als Wissensformen für Planungsprozesse hinzugezogen werden. 

In den Daten der Studie zeigte sich, dass Planer*innen bzgl. der Einschätzung einer Steigerung von Bedarfen sich einig 
sind, diese allerdings nicht exakt nachweisen konnten. Hierfür fanden sich in den Interviews verschiedene Begründungen. 
Beispielsweise wurden fehlende Personalressourcen genannt, welche dadurch entstanden, dass Planer*innen zur Kontakt-
verfolgung eingesetzt wurden, wodurch Untersuchungs- und Planungsprozesse nur begrenzt begleitet werden konnten. 
Außerdem konstatierte eine Planerin, dass es „zurzeit schwierig ist, eine Zielgruppe über Methoden der Sozialplanung zu 

ABBILDUNG 26 | ANGABEN ZU DEN BEI DER JEWEILIGEN ZIELGRUPPE 
	 WAHRGENOMMENEN BEDARFSFELDERN (N=33)

SozialplanunFachplanungGesamt
Sonstige 2 2 4
Bewältigung p 5 2 7
Verbesserung  7 1 8
Betreuung un 8 0 8
Technische A 5 4 9
Wohnsituation  11 0 11
Weiterbildung  9 5 14
Verbesserung  15 2 17
Zugang zu Inf 11 7 18

0 2 4 6 8 10 12 14 16 18 20

Sonstige

Bewältigung pers. Krisen (psychisch)

Verbesserung der beru�ichen Situation

Betreuung und P�ege

Technische Ausstattung & Know How

Wohnsituation und Freizeitgestaltung

Weiterbildung und Quali�zierung

Verbesserung der sozialen Teilhabe

Zugang zu Informationen

Gesamt Sozialplanung Fachplanung
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befragen“ (GI 3). Die eingeschränkten Kontaktmöglichkeiten zur Zielgruppe haben aus ihrer Sicht Befragungsmöglichkeiten 
der Sozialplanung insgesamt erheblich beeinträchtigt. Alternativen zu gewohnten Erhebungsmethoden scheint die Planerin 
nicht in Betracht zu ziehen.

Weil eine zuverlässige Aufbereitung und Quantifizierung von Daten zum Zeitpunkt der Befragung nicht möglich erschien, 
griffen Planer*innen auf Erfahrungswerte und das eigene Bauchgefühl zurück. Eine Bürgermeisterin sprach im Interview vom 
Gespür der Planer*innen: […] also ich kann mir gut vorstellen, dass viele, ja ich sag mal prognostizieren müssen im Moment“ 
(GI 4). Sie begründete das mit der jahrelangen Erfahrung der Planer*innen im Bereich der Sozialplanung. Dieses ermögliche 
für einen begrenzten Zeithorizont und unter den vorhandenen Informationsdefiziten dennoch eine realitätsnahe Einschätzung, 
sowohl bezogen auf neue Bedarfslagen als auch im Hinblick auf eine mögliche Intensivierung bekannter Bedarfe. Bezüglich 
der Intensivierung und Sichtbarkeit bereits bekannter Bedarfe kam eine Planerin zu dem Schluss, „dass die Corona Pandemie 
wie [...] ein Brennglas gewirkt hat und wie ein Verstärker auf die sozialen Prozesse und auf die Ungleichheiten [aufmerksam 
gemacht hat]. Also es hat sie sicherlich verstärkt, aber sie waren vorher schon da. Wir haben vorher schon daran gearbei-
tet“ (GI 1). Ergänzend stellte die Planerin fest, dass die veränderte Ist-Situation pandemiebedingt nur unzureichend erfasst 
werden konnte.

In den Interviewdaten zeigte sich, dass beide Wissensformen – empirische Daten und Erfahrungswissen – in dieser Situation 
notwendig gewesen sind, um aktuelle Prozesse vor dem Hintergrund bereits bekannter Bedarfe und Sozialstrukturdaten 
einordnen zu können. Daten versus Intuition haben sich als keine unüberwindbaren Gegensätze, sondern in Zeiten von Infor-
mationsdefiziten einander ergänzende Quellen erwiesen. Insgesamt schätzten die Planenden eine datenbasierte Arbeit für 
Sozialplanungsprozesse als sehr wichtig ein. 57 Prozent der befragten Sozial- und Fachplaner*innen stimmten dieser Aussage 
zu (vgl. Abbildung 12). 

3.4.2	 Zugänge im Aufbruch

Zugänge und Zugangswege im sozialplanerischen Prozess umfassen eine Vielzahl an Ebenen: Es handelt sich um Zugänge zur 
Bevölkerung mit Blick auf die Bedarfsermittlung, Zugänge Externer zur Verwaltung (Stichworte: Bürgerfreundlichkeit oder 
Dienstleistungsorientierung), aber auch Zugänge der Planer*innen zu Netzwerkpartner*innen innerhalb und außerhalb der 
Verwaltung zum Zwecke der Abstimmung oder des Informationsaustausches. Die freien Träger waren darüber hinaus mit der 
Frage konfrontiert, wie die entsprechende Zielgruppe in Zeiten der pandemiebedingten Kontaktbeschränkungen den Zugang 
zu Angeboten findet. Diese Informationen helfen wiederum der Sozial- und Fachplanung, Angebote situationsbedingt oder 
strategisch, ziel- und beteiligungsorientiert neu- oder weiterzuentwickeln. 

Für die Sozialplanung ist der Zugang zu Informa-
tionen eine wesentliche Grundlage für Sozialpla-
nungsprozesse. Mit Blick auf die Zielgruppe sind 
es vor allem deren Zugänge zu Angeboten oder 
öffentlichen Dienstleistungen, die die Planer*in-
nen in ihren Arbeitsprozessen und Netzwerken 
thematisieren und reflektieren. 

Kernaussage:

In Bezug auf Zugänge und Zugangswege trafen zeitgleich 
zwei sich gegenseitig bedingende Modi aufeinander: Ein 
Wegbruch alter und ein Zugewinn neuer Strukturen. Das 
Wegbrechen bestehender Strukturen und Zugangswege 
eröffnet neue Perspektiven.
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Abbruch von Zugängen und Problemwahrnehmung 

Ausgehend von der Beobachtung, dass Planer*innen Befragungen nicht mehr in gewohnter Weise/oder auf gewohnte Weise 
durchführen können und Zielgruppen nicht erreicht werden, stellt sich die Frage, inwieweit von den Planer*innen versucht 
wurde, durch neue Wege, bspw. unterstützt durch externe Dienstleistungen (für digitale Strukturen etc.), niedrigschwellige 
Angebote aufzubauen.

Im Rahmen der Umfrage antwortete eine Mehrheit von 54 Prozent bzw. 60 Prozent aller befragten Planer*innen, dass externe 
Dienstleistungen (eher) nicht in Anspruch genommen wurden und die Zielgruppen nicht durch niedrigschwellige Angebote 
besser erreicht werden konnten, als es vor der Krise der Fall gewesen ist (Abbildung 28). 

75 Prozent der befragten Fachplaner*innen gaben an, dass die Aussage, „externe Dienstleistungen wurden während der 
Pandemie in Anspruch genommen“ eher oder voll und ganz zutrifft. Dagegen stimmten nur 45 Prozent der Sozialplaner*innen 
der Aussage zu. Während der Ausnahmesituation der Pandemie wurden kaum externe Hilfeleistungen in Anspruch genommen. 
Dies traf sowohl für die Sozialplaner*innen (5 von 18) als auch für die Fachplaner*innen (4 von 13) zu.

Vor dem Hintergrund der anderen Ergebnisse dieser Studie lässt sich schlussfolgern, dass Verwaltung auf die akute Krisen-
bewältigung fokussiert war und ein umfassender Reflexionsprozess oder die strategische Neuausrichtung von Prozessen zum 
Zeitpunkt der Befragung noch nicht eingesetzt hatte. Um aus Krisen zu lernen, ist genau dies jedoch nötig. 

ABBILDUNG 27 | WELCHE DER FOLGENDEN AUSSAGEN TRIFFT IHRER MEINUNG NACH 
	 IM HINBLICK AUF DIE ZIELGRUPPEN BZW. DIE WIRKUNG IHRER
	 ARBEIT ZU? ((ANGABEN IN PROZENT – GERUNDET)  

Die Zielgruppen 
konnten durch 
niedrigschwellige 
Angebote (z.B. 
Mehrsprachigkeit 
der Webseiten) 
weiterhin gut 
erreicht werden.

Um während des Lockdowns die Wirkung Ihrer Arbeit 
aufrechterhalten zu können, wurden externe 
Dienstleistungen in Anspruch genommen, z.B. für die 
Bereitstellung der digitalen Infrastruktur oder der 
Vermittlung von Methoden.

Ich stimme gar n 15% 6%

Ich stimme eher 45% 48%

Ich stimme eher z 12% 18%

Ich stimme voll und ganz zu 3%

k.A. 27% 24%

Summe 100% 100%

3%

12%

18%

45%

48%

15%

6%

27%

24%

0% 20% 40% 60% 80% 100%

Die Zielgruppen konnten durch niedrigschwellige 
Angebote (z.B. Mehrsprachigkeit der Webseiten) 

weiterhin gut erreicht werden.

Um während des Lockdowns die Wirkung Ihrer Arbeit 
aufrechterhalten zu können, wurden externe 

Dienstleistungen in Anspruch genommen, z.B. für die 
Bereitstellung der digitalen Infrastruktur oder der 

Vermittlung von Methoden.

Ich stimme voll und ganz zu Ich stimme eher zu
Ich stimme eher nicht zu Ich stimme gar nicht zu k.A.
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Auf die Frage, inwiefern die Zielgruppen kommunaler Sozial- und Fachplanung in der Pandemie durch niedrigschwellige An-
gebote weiterhin gut erreicht werden konnten, gaben nur 12 Prozent aller Planer*innen an, dass dies eher zutreffend ist. Das 
ist ein wesentlicher Rückschritt, denn der Kontakt zur Zielgruppe ist für die Sozialplanung zentral. Gleichzeitig wurde eine 
Zunahme von Bedarfen wahrgenommen (siehe 3.4.1) Das kann man als Widerspruch lesen oder als Indiz für einen starken 
Anstieg an ähnlich gelagerten Bedarfen verstehen, das bereits in kleinen Stichproben wirksam angezeigt wurde. 

Um die Bedarfsermittlung trotz reduzierter Kontaktmöglichkeiten mit der eigenen Zielgruppe während der Pandemie aufrecht 
halten zu können, kann der Kontakt zu freien Trägern, die in Krisenzeiten als erste Anlaufstelle für die Zielgruppe gesehen 
werden, von entscheidender, strategischer Bedeutung sein. Mit Blick auf kleinere Träger wurde dieser Aspekt weder von den 
befragten Sozial- noch von den Fachplaner*innen in Form einer stärkeren Vernetzung genutzt (Abbildung 28).  

Die Informationen der freien Träger zu den Bedarfen der Klient*innen verschiedenster Angebote sind eine wichtige Ressource 
für die Sozialplaner*innen, die jedoch pandemiebedingt oftmals nur eingeschränkt zur Verfügung stand. Dies wurde auch in 
den qualitativen Befragungen thematisiert. Eine Bürgermeisterin erläutert diese Situation folgendermaßen: „weil eben der 
direkte Austausch auch mit den Beratungsstellen […] und dort natürlich der Kundenkontakt gar nicht so hoch war wie in 
den vergangenen Jahren“ (GI 4). Diese Aussage verweist auf ein mögliches doppeltes Informationshemmnis: Zum einen war 
der Austausch zwischen Planenden und Trägern nicht wie gewohnt möglich und zum anderen waren die Einrichtungen der 
freien Träger nicht bzw. nicht so hoch frequentiert, wie üblich. Nach Aussage der gleichen Bürgermeisterin gestaltete sich die 
Zusammenarbeit mit den Trägern so, dass man versucht habe, die Situation „gemeinschaftlich gut hinzukriegen“ (GI 4). Im 
Zitat wird deutlich, dass der Treiber es „hinkriegen“ zu wollen auf eine erhöhte Kompromissbereitschaft schließt. Zugleich 
wird das „Gemeinschaftliche“ betont, was ebenfalls auf Kooperation und Beziehung in der Zusammenarbeit schließen lässt. 

ABBILDUNG 28 | DIE ABLÄUFE UND METHODEN DER BETEILIGUNG MUSSTEN INFOLGE DER 
	 KONTAKTBESCHRÄNKUNGEN ANGEPASST WERDEN UND HABEN SICH ZUM 
	 TEIL GRUNDLEGEND VERÄNDERT. WIE SEHR STIMMEN SIE DER FOLGENDEN 
	 AUSSAGE ZU? (ANGABEN IN PROZENT – GERUNDET)
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Insgesamt kann aus den Interviewdaten abgeleitet werden, wenn Kontakt zu freien Trägern möglich war, dann äußerten sich 
die Planenden in Bezug auf den Informationstransfer wertschätzend gegenüber den Trägern und betonten, Prozesse „mit den 
Trägern gemeinsam“ (GI 4) (weiter-)entwickeln zu wollen. Freie Träger sind für die Planenden eine aktive Schnittstelle zu den 
Bedarfen der Klient*innen und damit eine bedeutende Informationsquelle. 

Bewertung bisheriger Praxis

Wie oben beschrieben, umfassen die Zugangswege ganz verschiedene Ebenen. Eine Ebene ist dabei der Zugang Externer, 
beispielsweise der Bevölkerung, zur Kommunalverwaltung. Praktiken des Zugangs der Bevölkerung zu relevanten Informa-
tionen und/oder der Erreichbarkeit von Verwaltung wurden durch die pandemiebedingten Kontaktbeschränkungen seitens 
der Planenden in Frage gestellt und kritisch reflektiert. So wurde aus dem Bereich des Thüringer Integrationsmanagements 
darauf verwiesen, dass Menschen mit Sprachbarrieren besonders von der Leistungsumstellung in der Verwaltung negativ 
betroffen gewesen sind: 

„Zugangsbarrieren zu Behörden wurden aufgrund Corona-bedingter (Teil) Schließung deutlich. Zum Beispiel Anträge, die 
per E-Mail geschickt werden sollen, sind für die Zielgruppe aufgrund der Sprachbarriere schwierig, auch das Verständnis des 
Vorgehens. Beim Thema Diskriminierung kann die Zunahme der Sichtbarkeit in der Verwaltung auch durch die eigene Arbeit/
Thematisierung gestärkt werden.“

Mit Bezugnahme auf das eigene Handlungsfeld stellte sich der Zugang zu den Leistungen z. T. noch kritischer dar, sodass 
diese zeitweise für die entsprechende Zielgruppe nicht erreichbar gewesen ist. Eine Planerin merkte an: „ich finde diese Zu-
gänglichkeit ist nicht wirklich bürgerfreundlich und nicht wirklich dienstleistungsorientiert“ (GI 2). Ein*e Fachplaner*in der 
Onlineumfrage kam zu dem Schluss: 

„Aufgrund der Isolierung haben Bedarfe zugenommen, Systeme waren nicht sichtbar und brachen erst später mit ihren Themen 
auf. Leistungssysteme konnten nicht erreicht werden und wurden nicht angesprochen. Verzögerungen im Sichtbarwerden 
traten auf und dann aber massiv.“ 

Der Kontakt zur Verwaltung war für die Bevölkerung anscheinend nicht immer barrierefrei möglich. In den Interviews wurde 
allgemein ein Bild skizziert, indem die Erreichbarkeit der Verwaltung an die Überwindung großer Hürden geknüpft war. Als 
Antwort darauf, scheint die Digitalisierung von Prozessen sowohl eine praktikable, zukunftsfähige Strategie zu sein (siehe 
Kapitel 3.3), um beispielsweise Publikumsverkehr effizient zu lenken. Gleichzeitig kann die Digitalisierung jedoch mit neuen 
Herausforderungen für die Adressat*innen verbunden sein, die es zu reflektieren gilt. 

Zudem wurde in den Interviewdaten deutlich, dass einige der interviewten Planer*innen die Zugangswege zu Dienstleistungen 
der Verwaltung insbesondere für vulnerable Zielgruppen kritisch reflektieren. Betont wird, dass Verwaltungsleistungen zur 
Verfügung stehen und erreichbar bleiben müssen. Eine Integrationsmanagerin erklärte im Gruppeninterview: „aber in Bezug 
auf die Zielgruppe, die ich vertrete, ist es sicherlich förderlich […] wenn man da jetzt keine Hürden einbaut, […] wenn man 
solche Zugangsbarrieren schafft, kann das eigentlich nicht richtig sein“ (GI 2). Eine weitere Planerin äußerte sich ganz ähnlich 
und sprach davon, dass Sozialplanung bestimmte Zielgruppen „mitvertreten muss“ (GI 2). In beiden Zitaten wird deutlich, 
welche Problemkonstellation bestand und welches Selbstverständnis die Personen kennzeichnet. Letzteres zeigt sich in einem 
in der Verantwortung sehenden, fast schon anwaltschaftlichen Rollenverständnis von Sozialplanung. 
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3.4.3	 Planungsgrundlagen schaffen und Neues gestalten 

Mit den Kontaktbeschränkungen, Neuerungen und Änderungen in Prozessabläufen der Bedarfsermittlung und der Zugangs-
wege zu den Bedarfen der Bevölkerung ist die Grundlage von Planungsprozessen erheblichen Unsicherheiten ausgesetzt. Im 
vorliegenden Abschnitt wird der Frage nachgegangen, wie die Planer*innen diese Unsicherheiten kompensieren bzw. damit 
umgehen konnten und welche Schlussfolgerungen für zukünftige Prozesse anhand der Interviewdaten mit Sozialplaner*innen 
und Führungskräften getroffen werden können. 

GRUNDLAGEN FÜR AKTUELLE BEDARFSERMITTLUNGEN SCHAFFEN 

„Was jetzt einfach die wichtige Aufgabe […] an der Stelle ist, diese Problemlagen, die da aufgetreten sind, entweder schon 
da waren und sich verstärkt haben, oder neue, die aufgetreten sind, zu identifizieren.“ (G2 8)

Dem Zitat zufolge lautete eine zentrale Aufgabe, die Bedarfslagen der Bevölkerung mehrdimensional zu ermitteln: Es gilt nicht 
nur, neue Problemlagen zu identifizieren, sondern auch die Entwicklung bereits bekannter Bedarfe in den Blick zu nehmen. 
Das wiederum ist voraussetzungsvoll und benötigt weiterer Faktoren, die im Folgenden näher erläutert werden. 

KONTINUITÄT UND RESSOURCEN

In den nachstehenden Zitaten werden die Notwendigkeit von Kontinuität und Ressourcen für sozialplanerische Tätigkeiten 
reflektiert: 

„Also natürlich zum einen: Zeit und Ressourcen, um auch eine [...] sag ich mal, Monitoring mit Sozialindikatoren auch vernünftig 
aufbauen und darstellen zu können. Und dann natürlich auch die Legitimation, dass einfach auch insgesamt wahrgenommen 
wird, was für eine wichtige Stellung da die Sozialplanung auch einnimmt.“ (GI 2)

„Und das ist glaube ich auch jetzt eine wichtige Diskussion: Nicht in Aktionismus zu verfallen, sondern in eine bestimmte 
Kontinuität, weil wir Lücken festgestellt haben. Weil wir Zugangsproblematiken festgestellt haben und vielleicht durch eine 
bestimmte Kontinuität der Fachplanungsanalyse auch neue Lücken, neue weiße Flecken feststellen, die wir bedarfsgerecht 
füllen müssen.“ (GI 1)

Kernaussage:

Mit Blick auf die Bedarfsermittlung und Gestaltung von 
Zugängen zeigte sich ein starker Gestaltungswille seitens 
der Planenden. Aktuelle Bedarfe werden dabei aufgear- 
beitet und Zugangsstrukturen vervielfältigt.
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Kontinuität von Planung, bezogen sowohl auf die Planungsstelle als auch auf deren strategische und datenerhebende Prozesse 
wie beispielsweise das Anlegen eines Monitorings, werden als zwingend erforderlich aufgezeigt. Nur unter diesen Voraus-
setzungen kann Sozialplanung dauerhaft vorbeugend und gestaltend agieren und so auch bedarfsbezogen – auf Grundlage 
einer „Fachplanungsanalyse“ – auf die Folgen der Corona-Pandemie reagieren. 

KONTAKT ZU NETZWERKPARTNER*INNEN UND INSBESONDERE FREIEN TRÄGERN

Die besondere Bedeutung von Netzwerken in dieser Situation wurde ebenso herausgearbeitet:

„Eine Aufgabe für Sozialplanung – an der Stelle natürlich mit den Stellen, also sei es jetzt die Schuldnerberatung oder 
verschiedene Bereiche im Jugendamt, mit denen dann vielleicht doch mal stärker ins Gespräch zu gehen […] wie man da 
irgendwie sinnvoll vielleicht Maßnahmen ergreifen kann, dass halt gewisse Personengruppen nicht ausgeschlossen werden, 
in dem Bereich.“ (GI 2)

Bei dieser Aussage wird der Fokus auf Kontakte und Gespräche mit verwaltungsinternen Fachplanungsstellen und mit freien 
Trägern gerichtet. Die Informationslücken sollen geschlossen werden, um „sinnvoll“ und bedarfsgerecht unter den verän-
derten Bedingungen planen zu können. Orientierungspunkt und Zielmarke sind dabei „gewisse“, anzunehmen ist, vulnerable 
Personengruppen, deren Teilhabe zu ermöglichen ist. 

SOUVERÄNER UMGANG MIT ERNEUTEN UNSICHERHEITEN

Planung als ein in die Zukunft gerichteter Prozess ist „relativ schwer vorhersehbar […] Ich glaube, dass wir nach der Pan-
demie ganz neue Themenfelder haben werden, die sich gerade erst entwickeln“ (GI 3), so lautet die Einschätzung eines 
Fachbereichsleiters. 

Der Kern der Aussage ist, dass Planung sich den Unsicherheiten in Bezug auf die neuen Bedarfslagen stellen soll. Um dieses 
erfolgreich zu bewerkstelligen, muss das Innovationspotential von Sozialplanung erkannt und freigelegt werden. Damit das 
gelingen kann, zeigen Fischer et al. (2021) Anforderungen und Potenziale der Sozialplanung auf. Dem Zusammenspiel aus der 
Anerkennung des kurzfristig-reaktiven Potenzials von Sozialplanung und der Fähigkeit, dass Sozialplanung proaktiv agiert, 
indem sie sich ihrer wirkmächtigen fachlichen Gestaltungsfunktion bewusst wird, kommt eine Schlüsselrolle in Krisenzeiten 
zu. Durch die Bewältigung dieses Spannungsfeldes kann Sozialplanung kurzfristig auf neue Umwelteinflüsse (z. B. im Rahmen 
der Pandemie) reagieren und zugleich den Umstand der Krise nutzen, um neue Bedarfe und Themen zu erkennen und diese 
auf die kommunalpolitische Agenda zu setzen. Die möglichen neuen Bedarfe zu identifizieren, kann zusätzlich als Stärkung 
des langfristigen Handlungsauftrags integrierter Sozialplanung gesehen werden. 
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ABKEHR VON PROBLEMMODEZYKLEN

„Und dann wünsche ich mir natürlich, dass irgendwann eine Planung so aufgestellt wird, dass die Politik nicht mehr nach 
Zielgruppen, sondern wirklich nach Bedarfen agiert und das ist auch ein [Lernprozess], Planen.“ (GI 2)

Der geäußerte Wunsch einer Planerin aus dem Integrationsbereich ist auch auf andere Planungsbereiche übertragbar. Ein 
„Lernprozess Planen“ schließt die Bedarfsorientierung der Politik ein und umfasst damit auch eine Abkehr von zielgruppenspe-
zifischen Problemmodezyklen, wie sie im Integrationsbereich vorgekommen sind und einer strategisch, langfristigen Planung 
entgegenstehen. Problemmodezyklen (Downs 1972) führen zu einer raschen Aufmerksamkeit für ein Problem und einer gesell-
schaftlichen Euphorie, dieses zu lösen. Mit dem Bewusstwerden der dafür nötigen Ressourcen bei oftmals gleichbleibenden 
Budgets reduziert sich die Fähigkeit, vorhandene Probleme zu lösen. In der Folge tritt das Problem zunehmend in den Hinter-
grund gesellschaftlicher Aufmerksamkeit. Neue Probleme geraten in den Fokus und von den ursprünglich vielfältigen, aber 
wenig koordinierten Aktivitäten zur Problemlösung überleben nur einzelne, zielgerichtete und (teil)institiutionalisierte Ansätze.

Häufig wird die wahrgenommene Problemkonstellation mit einer Zielgruppe verknüpft. Dieses Phänomen wird in dem oben 
aufgeführten Zitat herausgearbeitet und als Schwachstelle aufgezeigt.

NEUE WEGE DER ERREICHBARKEIT 

Hinsichtlich der oben aufgezeigten schwierigen Erreichbarkeit von Verwaltung und Unterstützungsangeboten werden Ant-
worten gesucht:

„Und da muss man mit unterschiedlichen Ebenen […], auch aus diesen Erfahrungen lernen und […] eine Vielfalt von Zugängen 
für unterschiedlichste Situationen [ermöglichen].“ (GI 1)

Die umfassenden Kontakt- und Zugangsbeschränkungen von sozialen Dienstleistungen und Angeboten ließen diesen Planer 
kritisch auf die Praxis der Erreichbarkeit und Zugänglichkeit von Verwaltungsstrukturen und Angeboten freier Träger blicken, 
verbunden mit der Forderung aus der Krisensituation zu lernen und künftig eine Vielfalt von Zugängen für verschiedenste 
Situationen vorzuhalten. 

In weiteren Interviewdaten zeigte sich, dass Digitalisierungsprozesse bezogen auf eine (künftige) Öffnung von Angebotsstruk-
turen eine große Rolle spielen sollen. Digitale Formate der Terminvergabe, Beratung etc. könnten das Portfolio an Zugängen für 
die Bevölkerung sinnvoll ergänzen. Daneben sind weitere kreative Formen und Möglichkeiten an Zugangswegen erforderlich. 
Das Zitat kann als Anregung verstanden werden, sich mit der gängigen Praxis auseinanderzusetzen, die Inanspruchnah-
memöglichkeiten und Zugänge zu Angeboten zu hinterfragen. Hierzu reflektiert der Planer zwei grundsätzliche Vorausset-
zungen: Grundlage sei eine Lernbereitschaft, bisherige Erfahrungen zu reflektieren und Prozesse zu ändern. Zudem müsse 
diese Änderungsbereitschaft auf unterschiedlichen Ebenen vorgenommen werden. Denkbar wäre eine ressortübergreifende, 
verwaltungsinterne Vernetzung wie auch der Austausch mit Angebotsträgern. 

Diese Gedankengänge zeigen indirekt den Anspruch auf, dass es künftig Strategien braucht, um Verwaltungsprozesse und 
Angebotsstrukturen auch in krisenhaften Zeiten gestalten und aufrechterhalten zu können, um Einschränkungen von Zugängen 
oder Informationstransfers zu vermeiden. 
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GESTALTUNGSWILLE UND -AUFTRAG

In den Interviewdaten zeichnete sich ein starker Gestaltungswille seitens der Planenden ab. Wie bereits beschrieben, geht es 
u. a. um den Anspruch, Strukturen zu hinterfragen und sie im Dialog mit anderen Akteuren neu zu gestalten. Diese Aufgaben 
richten die Planenden auch an sich selbst, Verantwortung zu übernehmen und dies in ihren Gestaltungsrahmen umzusetzen. 

Eine Bürgermeisterin benannte den Gestaltungsauftrag von Sozialplanung mit Bezug auf das sozialpolitische Verfassungsziel 
der gleichwertigen Lebensverhältnisse. Dieses Ziel zu verfolgen scheint ihrer Meinung sowohl notwendig als auch angemessen 
zu sein: 

„die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse ist ein wichtiges Ziel auch der Sozialraumplanung. […] Wir müssen uns 
darum kümmern, dass alle Menschen den gleichen Zugang zu Beratungs-, Unterstützungs-, Hilfeangebote gibt, egal welche 
Besonderheiten ihre Lebenssituation prägt“ (GI 4). 

Mit dem Konzept der gleichwertigen Lebensverhältnisse sind Themen wie Mobilität, Nachhaltigkeit, Chancengleichheit, 
Bildungsgerechtigkeit, Digitalisierung etc. verknüpft. Sie müssen lokal interpretiert werden, weil die Situationen in den Ge-
bietskörperschaften äußerst heterogen sind und sich die Bedarfslagen der Bevölkerung unterschiedlich darstellen. 

Mit Fokus auf die Ermöglichung von Teilhabe zeigte sich die Verantwortungsbereitschaft und der Gestaltungswille der Sozi-
alplanung ganz deutlich in dem Ausdruck „wir müssen uns darum kümmern“. 

Der oben bereits aufgezeigte Anspruch, Teilhabe- und Zugangsmöglichkeiten für jeden abzusichern, zeigte sich ebenfalls in 
dem nachstehenden Zitat: „Wie kann man das [Sozialplanung] in Anführungsstrichen ‚krisensicher‘ für die Zukunft auch 
gestalten, dass keiner durchfällt und seine Leistungen und seine Bedürfnisse und seine Bedarfe nicht kommunizieren kann“ 
(GI 1). Dieser Planer betonte ebenfalls den Auftrag, auch in Krisenzeiten Teilhabe- und Zugangsmöglichkeiten abzusichern, 
damit Klienten ihre Bedarfe artikulieren können und hierfür keine Hürden bestehen. Es wird ein erweiterter Auftrag bzw. 
Aufgabe von Sozialplanung skizziert, verbunden mit einer gewissen Sensibilität für die Zielgruppen. Eine andere Planerin be-
schreibt es sehr deutlich mit den Worten: „um wirklich, sage ich mal, sagen zu können, da sind die Bedarfe, auch derjenigen 
die sich sonst nicht zu Wort melden und auch in einer Pandemiezeit.“ (GI 2) Sozialplanung scheint mit Blick auf vulnerable 
Bevölkerungsgruppen eine wichtige Mittler- oder Transferfunktion einnehmen zu können (und zu wollen). 
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4 Zusammenfassung und Abschluss

4.1 Ableitungen für die Zukunft kommunaler Planung

„Krisen wohnt eine aufklärende Wirkung inne, die es wahrzunehmen gilt: Sie stellen seitherige Routinen in Frage und machen 
die Entwicklung neuer erforderlich“ (Lutz 2021, S. 25). Inwieweit kann diese aufklärende Wirkung auf die kommunale Planung 
oder die Weiterentwicklung kommunaler sozialer Infrastrukturen übertragen werden? Welche zentralen Studienergebnisse 
lassen sich mit Blick auf ein kommunales Lernen ableiten?

Diese beiden Fragen sind der Ausgangspunkt für das weitere Abstrahieren der Studienergebnisse. Aus den bisherigen Kernaus-
sagen werden übergreifende Thesen gebildet, die spezifisch untersetzt werden und sich an folgende Akteursgruppen richten: 

•	 Kommunale Planer*innen im Sozial- und Gesundheitsbereich.

•	 Führungskräfte kommunaler Planung wie Fachvorgesetzte oder Dezernent*innen. 

Auf der Basis der vorliegenden Ergebnisse und der langjährigen Beratungsarbeit des IKPE im kommunalen Bereich 
werden zusätzlich zu den beiden genannten Akteursgruppen auch Perspektiven aufgezeigt, wie Kommunen künftig 
soziale Infrastrukturen planen können oder welche Voraussetzungen es benötigt, damit sich Kommunen zukunftsfähig 
und krisenresilient aufstellen oder weiterentwickeln können. 

Themen für die Politik übersetzen und mitgestalten 

Gelingt es den Planer*innen politisch relevante Leitthemen (Pro-
blemmodezyklen) frühzeitig zu erkennen und zielgruppenspezi-
fisch zu kommunizieren, so wird es für sie möglich sein, 

•	 initiativ und bedarfsgerecht zu agieren, 

•	 kommunale Daseinsvorsorge zu reflektieren,

Indem kommunale Planung proaktiv und vernetzt handelt, kann sie ihre Handlungs-
spielräume erweitern, Themen strategisch auf die politische Agenda setzen und
insgesamt zur kommunalen Agilität beitragen.

Kommunale Planung Kommune

In Krisenzeiten bedarfsgerecht,  
kooperativ und nachhaltig handeln

Für die Kommune ist es wesentlich, sich 
vom Modus der kurzfristigen Problembe-
arbeitung zu lösen und langfristig Ange-
bote zur innovativen Zukunftsgestaltung 
(weiter-) zu entwickeln. 
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•	 Handlungsspielräume zu identifizieren und strategische 
Lösungsansätze vorzubereiten, die von Leitung und Politik 
aufgegriffen werden können.

„Thinking outside the box“:  
die Planung inspirieren und weiterentwickeln

Um die Innovationspotenziale kommunaler Planung zu nut-
zen, braucht es Führungskräfte, die

•	 ihre Rolle als Themenmultiplikator*innen bei der Netzwer-
karbeit aktiv wahrnehmen,

•	 Problemmodezyklen rechtzeitig erkennen und über diese 
hinausdenken und

•	 Anreize für die Planungsfachkräfte setzen, um ein langfris-
tiges inhaltliches und strukturelles Planungsfundament zu 
entwickeln.

Führungskräfte in der Verwaltung

Dafür muss u.a. die kommunale Planung 
befähigt werden, 

•	 auch und gerade in Krisenzeiten analyse-
fähig zu bleiben, um empirische Entwick-
lungen (Bedarfe) frühzeitig erfassen und 
deuten zu können,

•	 handlungsrelevante Leitthemen 
zu erkennen, 

•	 den eigenen Wirkungsbereich laufend  
zu analysieren und 

•	 ressourcenorientiert zu handeln.

Um strategische Entscheidungen mithilfe 
diskursiver Prozesse zielgerichtet zu un-
terstützen, braucht es seitens der Kommu-
nalverwaltung die aktive Initiierung von 
Gelegenheitsstrukturen für einen fachüber-
greifenden Austausch.

Vernetzung der Akteure befördert integrierte Planungsprozesse. Dieser Nutzen lässt sich 
optimal entfalten, wenn sich die Netzwerke zielgerichtet gegenüber anderen Gruppen,
Adressat*innen und Netzwerkstrukturen öffnen.

Aktiv und vielseitig vernetzen 

Grundlage für die Netzwerkarbeit ist das Selbstverständnis 
der Planenden. So hat sich in der Corona-Krise fachübergrei-
fende Kooperation besonders dann bewährt, wenn sich die 
Planenden als Netzwerker*innen verstanden und aktiv auf-
getreten sind. Die Netzwerkarbeit der Planenden verwirklicht 
sich in unterschiedlichen Beziehungsstrukturen und Netz-

Kommunale Planung

Netzwerke als Regelstrukturen  
anerkennen und etablieren

Kommunale Netzwerkarbeit braucht flexi-
bel nutzbarer Zugänge und Ressourcen,  
um auch in Krisenzeiten jenseits der ad- 
ministrativen Ebene handlungsfähig zu 
bleiben. 

Kommune
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Kooperation mit Maßnahmenträgern ist eine Voraus- 
setzung für die belastbare Bedarfsermittlung

Planende, die in einem engen Austausch mit Netzwerkpart-
ner*innen, insbesondere freien Trägern, stehen, behalten 
auch in Krisenzeiten guten Zugang zu den Adressat*innen. 
Diese Akteure können in der Krise mittels innovativer Strate-
gien die Kommunikation zu den Zielgruppen aufrechterhal-
ten. Die Bedarfsermittlung wird somit nicht unterbrochen, 
wenngleich sie auf ungewohnten Wegen stattfindet.

Ein kontinuierlicher Informationstransfer in der kommunalen Planung ist vor allem 
in Krisenzeiten nötig, um sich (schnell) ändernde Bedarfe ermitteln zu können.

werkverbindungen (lose-informell bis zu institutionalisiert). 
Sie dient u.a. als Zugang zu Bedarfen von Adressat*innen.

Potenziale von Netzwerken erkennen und  
politikgestaltend nutzen

ANTRIEBSFUNKTION: Zugang zu Netzwerken/Gremien schaf-
fen, die der Planung verschlossen sind und/oder gezielten 
Erkenntnistransfer ermöglichen.  
LERNWECHSELWIRKUNGEN: Netzwerke als Gelegenheits-
raum nutzen, um sich fachlich zu informieren, im Austausch 
zu positionieren und die eigene Rolle zu reflektieren.

Führungskräfte in der Verwaltung

Netzwerkbeziehungen sind häufig außer-
halb der Regelstrukturen angesiedelt und 
im Feld des persönlichen Engagements 
verortet. Um diese nachhaltig und orga-
nisational zu sichern, soll Netzwerkarbeit 
ein Teil der Regelstrukturen öffentlicher 
Verwaltung sein. Personelle Kontinuität als 
Teil einer Verstetigungsstrategie ist dabei 
eine Voraussetzung.

Kommunale Planung Kommune

Aktuelle Bedarfe kennen,  
um zu gestalten

Die Absicherung der Bedarfsermittlung hat 
kommunale Priorität. Eine flächendeckende 
Modernisierung der Arbeitsorganisation 
und der zugrundeliegenden technischen 
Infrastruktur befördert fundierte Bedarfs- 
ermittlungsprozesse und erhöht die kom-
munale Steuerungskompetenz.
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Zugangsbarrieren zu den Angeboten der Verwaltung können durch bessere Erreichbarkeit 
und neue Wege in der Ansprache von Adressat*innen verringert werden.

Planer*innen verstehen sich als Türöffner zur Verwaltung 

Planende suchen und gestalten die Zugänge für die Adres-
sat*innen zu den Angeboten der Verwaltung. Sie lassen sich 
auf alternative Kommunikationsformen ein, bzw. entwickeln 
diese proaktiv, um Bedarfe jenseits der etablierten Planungs- 
logik festzustellen. 

Bisherige Verwaltungspraxis hinterfragen

Neu etablierte Strukturen müssen beständig identifiziert und 
evaluiert werden, um erfolgreiche Formate in Regelstrukturen 
zu überführen. Hierdurch gelingt außerdem eine Diversifizie-
rung von Zugangswegen. 

Führungskräfte in der Verwaltung

Kommunale Planung Kommune

Führungskräfte in der Verwaltung

In den zeitgemäßen Informationstransfer investieren

Der Informationstransfer wird bedingt durch flexible und  
digitalisierte Arbeitsprozesse sowie dem Grad der Technik- 
offenheit von Vorgesetzten. Diesen zu gewährleisten, unter-
stützt kommunale Planungsprozesse.

Kommunale Innovationspotenziale 
für optimale Zugänge  
in der Verwaltung gezielt nutzen

Die Gestaltungspotenziale von kommu-
naler Planung als Ressource erkennen 
und einsetzen, um neue Perspektiven für 
(bestehende) Strukturen, Zugangswege 
zur Verwaltung und die zukunftsfähige 
Gestaltung kommunaler Infrastrukturen 
weiter zu entwickeln. 
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Kommunale Planung Kommune

Bei der Bedarfsermittlung während der Pandemiezeit konnte Erfahrungswissen von Planenden 
neben den (teils unzureichenden) quantitativen Datenanalysen sinnvoll genutzt werden.

Prognosefähigkeit als Teil der Bedarfsermittlung

Auf Basis gut dokumentierter und belastbarer Datenanalysen 
in Verbindung mit implizitem Wissen, werden in Krisenzeiten 
Prognosen als Instrument der strategischen und zukunftsori-
entierten Bedarfsermittlung ermöglicht. 

Datenbasiertes Arbeiten sichern und 
organisationalen Wissenstransfer anregen

Datenbasiertes Arbeiten bildet das Planungsfundament und 
sollte die Grundlage von Planungsprozessen sein. Darüber 
hinaus muss Wissensmanagement angeregt werden, um 
Erfahrungswissen (z.B. aus Krisenzeiten) systematisch auszu- 
arbeiten, institutionell zu sichern und verfügbar zu machen.

Zukunftsfähige Politik  
auf Grundlage fundierter Daten

Ein zukunftsorientiertes und bedarfsge-
rechtes (kommunal)politisches Handeln 
benötigt ein belastbares Datenfundament 
und fachliche Expertise der Planungsfach-
kräfte. Inhaltlicher und finanzieller Aufbau 
dieser Ressourcen und ihre Weiterentwick-
lung liegt in kommunaler Verantwortung. 

Führungskräfte in der Verwaltung
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Kommunale Planung Kommune

Souveräner Umgang mit Unsicherheiten

Wenn sich Planung ihrer wirkmächtigen fachlichen Gestal-
tungsfunktion bewusst ist und äußere Unsicherheiten als 
Potenzial für neue Lösungsstrategien umsetzt, dann kann  
sie souverän agieren. 

Erkenntnisse aus der Planungspraxis  
in Entscheidungen überführen

Ergebnisse und Erfahrungen aus der integrierten Planung 
vermehrt anerkennen und strategisch in kommunale Ent- 
scheidungen überführen.

Der Veränderungsimpuls von Krisen soll künftig genutzt werden,
um Prozesse des organisationalen Lernens in die Verwaltung zu überführen. 

Führungskräfte in der Verwaltung

Gemeinsam lernen, um langfristig 
 handlungsfähig zu bleiben 

Kommunale Planung und Infrastrukturen-
twicklung sind dynamische und stets 
lernende Prozesse, die nicht nur neue 
Erkenntnisse erzeugen, um bedarfsgerecht 
zu agieren, sondern strukturell reflektiert 
werden sollten. Dies setzt eine Lern- und 
Fehlerkultur innerhalb der Verwaltung 
sowie eine vermehrte Öffnung gegenüber 
externen Partnern, Dienstleistern, innova- 
tiven Lösungen etc., voraus. 

Externe Veränderungsimpulse können 
Gelegenheiten bieten, um solch ein ler- 
nendes Vorgehen in den Organisationen  
zu erproben.
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4.2 Abschluss

Kommunale Planung hat das Potenzial, sich von der Problembearbeitung zur innovativ-strategischen Planung zu entwickeln. 
Damit wird sie zu einem integrierten Teil der Ausgestaltung der lokalen Sozialpolitik. Planung kann weit mehr als das Auf-
bereiten von Informationen für den politischen Entscheidungsprozess leisten. Wahrgenommene Bedarfe auf die politische 
Tagesordnung zu setzen oder Themen gezielt an vorhandene Diskussionen anzuschließen, gelingt insbesondere dann, wenn 
Planung von Verwaltung und Politik legitimiert ist und selbst proaktiv agieren kann. Im proaktiven Handeln liegt die Chance, 
Planung im kommunalen Gestaltungsgefüge besser zu etablieren, denn Planungserkenntnisse der Planer*innen wurden nicht 
aktiv zur Krisenbewältigung angefragt. Planung wurde mehrheitlich dann von der eigenen Leitung als relevant erachtet, wenn 
sich Planende proaktiv eingebracht haben.

Im Hinblick auf die Ergebnisse der Studie lässt sich schlussfolgern, dass wirksame Planung infolge der aktiven Übernahme 
und Förderung von verschiedenen Funktionen und Rollen entsteht. 

Als zentrale Handlungsfelder können genannt werden: 

•	 die Rollenübernahme im Sinne eines Seismografen von Entwicklungen im sozialen Raum, 

•	 eine Kanalisierungs- und Managementfunktion komplexer Informationen und Daten, 

•	 eine Türöffner- und Wegbereiterfunktion für den Erkenntnistransfer aus der Zivilgesellschaft  
in die Verwaltung und damit zusammenhängend,

•	 eine Übersetzungsfunktion von verschiedenen Ausdrucksformen gesellschaftlicher Akteure.

Krisen sind ein Test für die Leistungsfähigkeit von Verwaltungen. Zugleich besteht auch die Chance, in Krisen Möglichkeiten des 
Lernens zu sehen. Die Zukunftsfähigkeit kommunaler Planungsprozesse baut genau auf diesem Verständnis von Planer*innen 
und Führungskräften auf, Krisen neben all den Herausforderungen als Lernfenster und Chancen zu begreifen. Die Studiener-
gebnisse zeigen weiterhin, dass sich durch Kooperation und Vernetzung die kommunale Gestaltungsfähigkeit in Krisen erhöht. 
Das befördert Prozesse der kooperativen und gemeinsamen Lösungsfindung. Ein hierdurch angeregter Perspektivwechsel 
verschiedener Akteure kann Verwaltungspraxis hinterfragen, verändern und innovativ weiterentwickeln. 
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